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1. Wesentliche Ziele und Strategien 
 
Besondere Bedeutung für die Stadt Ebersbach-Neugersdorf hat die Sicherung der Lebensqualität in den grundlegenden Bereichen. Grundlage bildet das Integrierte 
Stadtentwicklungskonzept (InSEK) in der Fassung vom 10.07.2013, welches durch Fortschreibung auch veränderten Rahmenbedingungen anzupassen ist. Die Leitvor-
stellungen orientieren sich dabei an dem demografischen und den städtebaulichen Gegebenheiten, sowie den regionaltypischen und historischen Besonderheiten. Diese 
Faktoren müssen nachhaltig die Gebietsentwicklung abbilden. Mit der Fusion der beiden Städte Ebersbach/Sa. und Neugersdorf wurde ein Prozess eingeleitet, der es 
ermöglicht, durch strukturelle Neuordnung Abläufe zu optimieren, wie auch Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit zu beachten. Dies schließt auch die energetischen 
Zielsetzungen aus dem Energiepolitischen Arbeitsprogramm mit ein. Die Senkung von Energieverlusten in Verbindung mit der Stärkung des Einsatzes nachhaltiger und 
ökologischer Energien, sind dabei maßgebliche Faktoren.  
 
Ziel 1: Sicherung der Aufgabenerfüllung der Daseinsvorsorge 
 
Kernbereiche der Daseinsvorsorge sind öffentliche Einrichtungen für die Allgemeinheit. Dazu zählen unter anderem Verwaltungseinrichtungen, Verkehrsinfrastruktur, 
Ver- und Entsorgungseinrichtungen, Bildungs-, Sport- und Kultureinrichtungen, Krankenhäuser, Friedhöfe und Freizeiteinrichtungen. Mit Abschluss der Innensanierung 
des Schulgebäudes Fichte Grundschule im Jahr 2020 wurden die schulischen Rahmenbedingungen deutlich verbessert und den heutigen Anforderungen angepasst. Im 
Rahmen der komplexen Baumaßnahme wurden die Bereiche Brandschutz, Schallschutz und Medien (Heizung, Elektro, EDV) auf den heutigen Stand der Technik 
gebracht. Ein Schwerpunkt im Haushalts- und Finanzplanungszeitraum bildet nunmehr der Neubau eines Feuerwehrdepots im Ortsteil Neugersdorf sowie die Fertigstel-
lung des zentralen Standortes für Bibliothek, Archiv und Museum im Wohngebiet Oberland. 
 
Bei der Bereitstellung der finanziellen Mittel spielen die vorhandenen Bund-Länder-Programme des Städtebaus eine wesentliche Rolle. Sie bilden die entscheidenden 
Säulen zur aktiven Gestaltung der Stadtentwicklung, welche durch den demografischen Wandel notwendig wird. Die Inanspruchnahme dieser Programme ist unverzicht-
bar, um die kommunale Infrastruktur den heutigen Anforderungen anpassen zu können. Diesem Ziel untergeordnet sind die zukunftsweisenden Entscheidungen in den 
Bereichen Städtebau, Optimierung der Infrastruktur, Wohnungsbestandsentwicklung, wie auch die Leistungsangebote der Verwaltung mit ihren nachgeordneten Einrich-
tungen. 
 
Ziel 2: Bestandssicherung der Wirtschaftskraft in der Stadt 
 
In der Stadt Ebersbach-Neugersdorf gibt es zahlreiche leistungsfähige Unternehmen und gewerbliche Betriebe. Die Unterstützung deren Arbeit, durch Schaffung ent-
sprechender Rahmenbedingungen, ist dabei primärer Handlungsschwerpunkt. Dazugehörige Handlungsfelder sind die Bestandspflege zur Ideenentwicklung, die Unter-
stützung bei Unternehmenserweiterungen und Umstrukturierungen, die aktive Begleitung zur Nachfolge- und Fachkräftegewinnung sowie eine fortlaufende Vernetzung. 
Für gewerbliche Neuansiedlungen ist die Umsetzung eines zielgerichteten Marketings vorgesehen. Potenzielle Investoren sollen akquiriert und durch Beratung, Unter-
stützung und Kontaktvermittlung bis zur vollständigen Ansiedlung im Stadtgebiet begleitet werden. 
 
Zusätzlich wird eine Vermarktung der Stadt als lebenswerter Ort angestrebt, welche die weichen Standortfaktoren stärker berücksichtigt und zur Gewinnung von Arbeits-
kräften und jungen Familien beitragen soll. Die dauerhafte Sicherung der gegebenen Infrastruktur, sowie die Versorgung im medizinischen Bereich sind dahingehend 
durch unterstützende Maßnahmen anzustreben. Der Ausbau der touristischen Infrastruktur als Grundlage der Tourismuswirtschaft sowie die Aufwertung des Stadtbildes 
soll fortlaufend entwickelt werden. 
 
Weitere Themenfelder sind die Initiierung und der Ausbau von Netzwerken zur Gewinnung von Auszubildenden (Schule - Wirtschaft) sowie die Schaffung von Koopera-
tionen der Wirtschaftsförderung auf regionaler Ebene, welche sich ortsübergreifend mit den jeweiligen Handlungsfeldern auseinandersetzen und eine positive Entwick-
lung durch Synergieeffekte anstreben. 
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Ziel 3: Attraktive und interessante Lebensräume 
 
Junge Menschen haben ihre eigenen Vorstellungen, wie sie ihr Leben gestalten möchten. Dazu bedürfen sie einer Vielzahl an selbst erworbenen Erfahrungen wie auch 
lebenserfahrene Begleiter. Eltern, Bildungseinrichtungen, Vereine, Kirchengemeinden und soziale Beratungsstellen sind hierfür wesentliche Säulen. Freizeitangebote 
runden dies ab. Lebenserfahrene, Zugezogene und Pflegebedürftige haben individuelle Ansprüche. Die Möglichkeiten, diesen in der Stadt gerecht zu werden, sind mit 
den lokalen und regionalen Akteuren abzuwägen und Schwerpunkte zu setzen.  
 
Im Besonderen ist auf den Erhalt der historisch gewachsenen Siedlungsform mit dem herausragenden Ensemble von Umgebindehäusern, Stadtvillen und Bürgerhäusern 
zu achten. Die Sicherung der historischen Bausubstanz, Modernisierung und Instandsetzung historisch und städtebaulich wertvoller Gebäude, Beseitigung von Brachen, 
Aufwertung des öffentlichen Raumes mit barrierefreien Verkehrswegen und auch Wohnungsrückbau, sind Kernbereiche der Handlungsfelder zum Erhalt der Stadtstruk-
tur. Mit Hilfe der Bund-Länder-Programme des Städtebaus können auch Private unterstützt werden, um das historische Ensemble und somit die Lebensqualität in der 
Stadt erhalten zu können.  
 
Ein weiterer wichtiger Teil sind Maßnahmen zur Instandhaltung und Sanierung der vorhandenen öffentlich zugänglichen Sport- und Spielplätze sowie der Naherholungs- 
und Freizeitanlagen. Neben der Sanierung ist auch die Beseitigung von desolaten baulichen Anlagen wie z.B. Industriebrachen, Sozialbrachen und auch Wohngebäuden 
ein wichtiger Bestandteil städtebaulicher Maßnahmen, die ein attraktives Wohn- und Arbeitsumfeld zum Ziel hat. Mit dem weiteren Rückgang der Einwohnerzahl und der 
zunehmenden Zahl älterer Menschen, besteht ein großer Handlungsbedarf zur Anpassung der kommunalen Infrastruktur. 
 
Im Rahmen der Anpassung soll aber auch die Unterstützung der ortsansässigen Vereine und der örtlichen Akteure fortgeführt werden, die einen wesentlichen Betrag im 
Bereich der Kinder- und Jugendarbeit leisten und Raum für ein soziales Miteinander bieten.  
 
Ziel 4: Interkommunale Kooperation 
 
Interkommunale Zusammenarbeit ist die Zusammenarbeit von Gemeinden zur gemeinsamen Erbringung von öffentlichen Leistungen. Die Stadt Ebersbach-Neugersdorf 
hat sowohl im Pflicht-, wie auch im freiwilligen Aufgabenbereich die zu erbringenden Leistungen bzw. bisherigen Angebote in den vergangenen Jahren bereits optimiert. 
Zum einen wurde die hierfür erforderliche IT in erheblichen Umfang modernisiert, zum anderen aber auch die fachliche Schulung und Fortbildung der in der Verwaltung 
tätigen Mitarbeiter vorangetrieben. Wir sind daher ein kompetenter Ansprechpartner für andere Gemeinden zur Erbringung von öffentlichen Leistungen. Diesen Dienst-
leistungsgedanken - auch anderen Gemeinden unser Know-How zur Verfügung zu stellen - wollen wir weiterhin verfolgen. Die Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit 
unseren Umlandgemeinden nehmen im Bereich LEADER, Tourismus, Standesamt und Brandschutz dabei einen besonderen Stellenwert ein.  
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2. Statistische Daten 
 
Entwicklung der Einwohnerzahlen  
 

Jahr Einwohner Veränderung gegenüber 31.12.2003 

31.12.2003 15.627 -- 

31.12.2005 15.181 - 446 

31.12.2007 14.614 - 1.013 

31.12.2009 14.086 - 1.541 

31.12.2011 13.492 - 2.135 

31.12.2013 12.951 - 2.676 

31.12.2015 12.484 - 3.143 

31.12.2017 12.072 - 3.555 

31.12.2019 11.853 -3.774 

Stand: Einwohnermeldeamt zum 31.12.2020 11.770 -3.857 

 
Kindertagesstätten 
 
a) Anzahl der Kindereinrichtungen 
 

Einrichtung Anzahl 

in kommunaler Trägerschaft 2 

in freier Trägerschaft 5 

Private Einrichtung 1 

 
b) Anzahl der Plätze in kommunaler und freier Trägerschaft 
 

Einrichtungsart 2012 2014 2016 2018 2020 

Kinderkrippe 122 134 134 134 134 

Kindergarten 346 346 346 346 348 

Hort (ohne freie Träger) 305 330 330 345 345 

 
 
 
 



Haushaltsplan 2021/2022 - Vorbericht       

 

7 

Anzahl der Schüler je Schulart 
 

Schulart 2011/2012 2013/2014 2015/2016 2017/2018 2019/2020 

Grundschule 382 394 421 416 366 

Oberschule 394 409 447 410 372 

 
Flächennutzung am 31.12.2019                   Straßen im Stadtgebiet 
 

Bodenfläche                                                                    insgesamt  2.045 ha  Straßen Länge in km 

Siedlung    737 ha  Bundesstraßen 4,941 

Verkehr    176 ha  Staatsstraßen 3,498 

Vegetation  1119 ha  Kreisstraßen 8,679 

Gewässer      14 ha  Gemeindestraßen 105,060 

Siedlungs- und Verkehrsfläche    895 ha 

 
Beteiligungen an Wirtschaftsunternehmen und Zweckverbänden 
 
Ebersbacher Wohnungsunternehmen GmbH          100,00 % 
Stadtwerke Oberland GmbH                5,10 % 
Kommunale Beteiligungsgesellschaft mbH (KBO)             2,13 % 
ENSO Energie Sachsen Ost AG (bis 31.12.2020)             0,25 % 
SachsenEnergie AG (ab 01.01.2021)                0,13 % 
Südoberlausitzer Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsgesellschaft mbH (SOWAG)        1,00 % 
Zweckverband „Oberlausitzer Wasserversorgung“                       15,88 % 
 
Überblick über die Steuerhebesätze 
 

Steuerart 2012 2014 2016 2018 2020 

Grundsteuer A 320 v.H. 320 v.H. 320 v.H. 320 v.H. 320 v.H. 

Grundsteuer B 420 v.H. 420 v.H. 420 v.H. 420 v.H. 420 v.H. 

Gewerbesteuer 400 v.H. 400 v.H. 400 v.H. 400 v.H. 400 v.H. 
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3. Grundlagen der Haushaltsplanung 
 
Der Haushaltsplan wurde nach den gesetzlichen Regelungen des Neuen Kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens für den Freistaat Sachsen erarbeitet. Nach 
der Umstellung der Haushaltswirtschaft auf die Doppik sind nunmehr alle Aufwendungen und Erträge - sowohl zahlungs- als auch nicht-zahlungswirksame Sachverhalte 
- vollständig dargestellt. Das Ressourcenverbrauchskonzept stellt eine den tatsächlichen Verhältnissen entsprechende Abbildung der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage dar. Die gesetzlichen Grundlagen für die kommunale Doppik bilden insbesondere die Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO), sowie die 
Sächsische Kommunalhaushaltsverordnung (SächsKomHVO). Für die Erstellung und Beurteilung doppischer Haushaltspläne sind auf Ebene der Verwaltungsvorschrif-
ten vor allem die Vorgaben der VwV Kommunale Haushaltswirtschaft (VwV KomHWi) und die VwV Kommunale Haushaltssystematik (VwV KomHSys) zu beachten.  
 
Das Kommunale Haushalts- und Rechnungswesen basiert auf dem sogenannten Drei-Komponenten-Rechnungswesen. Bestandteile sind die Vermögensrechnung so-
wie die Ergebnis- und Finanzrechnung. Gemäß § 75 SächsGemO ist der Haushaltsplan Bestandteil der Haushaltssatzung. Nach § 1 Abs. 1 SächsKomHVO besteht der 
Haushaltsplan aus dem Gesamthaushalt, den Teilhaushalten sowie dem Stellenplan. Zudem ist der Haushaltsplan um die in § 1 Abs. 3 SächsKomHVO genannten 
Anlagen zu ergänzen. Weiterhin fordert § 4 Abs. 1 SächsKomHVO die Gliederung des Gesamthaushaushaltes in Teilhaushalte.  
 
Die Produkte stehen im Mittelpunkt der Betrachtung und stellen die Ergebnisse des Verwaltungshandelns dar. Mit der Umstellung des Haushalts- und Rechnungswesens 
gewinnen Ziele und Kennzahlen im kommunalen Haushalt zunehmend an Bedeutung. Dies begründet sich durch den outputorientierten bzw. leistungsorientierten Steu-
erungsansatz. Die Produkte sind im Haushalt das Bindeglied zwischen der Stadtverwaltung und dem Stadtrat. Über Produkte und Produktbeschreibungen wird die 
notwendige Transparenz für die Entscheidungsfindung hergestellt.  
 

4. Haushaltsausgleich und Haushaltskonsolidierung 
 
Der Sächsische Landtag hatte auf der Grundlage des Evaluierungsberichts des Sächsischen Staatsministeriums des Inneren bereits im Jahr 2016 das Dritte Gesetz zur 
Änderung der Sächsischen Gemeindeordnung beschlossen. Die Neuregelungen berücksichtigten den seit der Umstellung auf eine ressourcenorientierte Darstellung der 
Haushaltswirtschaft identifizierten wesentlichen Anpassungsbedarf, ohne jedoch die doppischen Kerninhalte aufzugeben. Der Grundsatz, dass der Ergebnishaushalt in 
jedem Haushaltsjahr auszugleichen ist, hat unverändert Gültigkeit. Soweit jedoch Fehlbeträge aus Abschreibungen auf sogenannte Altinvestitionen beruhen, wurde es 
den Gemeinden gestattet, diese mit dem Basiskapital zu verrechnen, ohne dass dadurch die Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltsstrukturkonzeptes entsteht. Die 
Haushaltspläne konnten seitdem frei von „Altlasten“, die durch die Umstellung von der Kameralistik auf die Doppik entstanden sind, gestaltet werden. Eine solche 
Differenzierung im Umgang mit dem nichtzahlungswirksamen Aufwand sollte den Gemeinden ein sachgerechtes „Einschwingen“ in die Doppik ermöglichen. Um der 
Gefahr eines vollständigen Vermögensverzehrs vorzubeugen, hatte der Gesetzgeber zum Erhalt des Basiskapitals einen verrechnungssicheren Sockelbetrag definiert.  
 
Für Abschreibungen auf neue Investitionen wurde dagegen die Pflicht zum Ausgleich des Ergebnishaushaltes uneingeschränkt fortgeschrieben.  
 
Als Korrektiv für die insoweit gewonnenen Freiräume im Ergebnishaushalt richtete sich die Gesetzmäßigkeit eines Haushaltes danach, dass über den Ausgleich des 
Ergebnishaushaltes hinaus kumulativ der Nachweis der finanziellen Leistungsfähigkeit im Finanzhaushalt geführt wird. Letzteres Kriterium ist regelmäßig erfüllt, wenn 
im Finanzhaushalt ein Zahlungssaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit erwirtschaftet wird, der ausreicht, um die ordentliche Tilgung von Krediten und kreditähnlichen 
Rechtsgeschäften zu finanzieren. Gelingt dieser Nachweis selbst bei Heranziehung verfügbarer sonstiger Finanzdeckungsmittel nicht, wäre die Kommune zur Aufstellung 
eines Haushaltsstrukturkonzeptes verpflichtet.  
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5. Gesamthaushalt 
 
5.1. Ergebnishaushalt 
 
Der Ergebnisplan ist für die Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und des Haushaltsausgleichs von grundlegender Bedeutung. Das Ergebnis (Saldo) wirkt 
sich direkt auf die Kapitalposition der Bilanz aus. Der Haushaltsplan 2021 - 2025 sieht nachfolgende Ergebnisse vor: 
 
Übersicht über die Entwicklung des Gesamtergebnishaushaltes 
 

 
Vorläufiges    

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Ordentliche Erträge 19.093.512 20.039.430 19.913.247 19.588.115 19.842.231 20.419.926 20.099.631 

Ordentliche Aufwendungen 20.651.621 21.363.996 21.535.983 21.815.254 20.936.009 21.269.980 20.869.992 

Ordentliches Ergebnis -1.558.109 -1.324.566 -1.622.736 -2.227.139 -1.093.778 -850.054 -770.361 

außerordentliche Erträge 3.192.847 1.400.000 1.166.000 0 0 0 0 

außerordentliche Aufwendungen 1.184.495 0 166.000 0 0 0 0 

Sonderergebnis 2.008.353 1.400.000 1.000.000 0 0 0 0 

Gesamtergebnis 450.244 75.434 -622.736 -2.227.139 -1.093.778 -850.054 -770.361 

Verrechnung mit Basiskapital gemäß § 72 Abs.3 Satz 3 
SächsGemO 

1.512.463 1.443.105 1.198.050 1.167.920 1.101.420 1.034.760 967.280 

Veranschlagtes Gesamtergebnis als Überschuss o-
der Fehlbetrag 

1.962.707 1.518.538 575.314 -1.059.219 7.642 184.706 196.919 

 
Das Gesamtergebnis in den Haushaltsjahren 2021 und 2022 weist höhere ordentliche Aufwendungen als ordentliche Erträge aus. In den Finanzplanjahren 2023 bis 
2025 wird ebenfalls ein negatives Gesamtergebnis ausgewiesen. Der gesetzlich geforderte Haushaltsausgleich, dass bedeutet die Erträge decken die Aufwendungen, 
wird in keinem Haushaltsjahr erreicht.  
 
In den Haushaltsjahren 2021, 2023 bis 2025 ist das jährliche Defizit im Ergebnishaushalt ausschließlich auf die erhöhten Aufwendungen für Abschreibungen auf Altin-
vestitionen zurückzuführen, obwohl diesen Aufwendungen auch Erträge aus der Auflösung von Sonderposten gegenüberstehen. Lediglich im Haushaltsjahr 2022 wird 
ein negatives veranschlagtes Gesamtergebnis in Höhe von 1.059.219 EUR erzielt, welches aber durch eine Entnahme aus der Rückklage des ordentlichen Ergebnisses 
gedeckt werden kann. Der Saldo aus Abschreibungen und der Auflösung von Sonderposten auf Altinvestitionen beträgt im Haushaltsjahr 2021 insgesamt 1.198.050 
EUR und im Haushaltsjahr 2022 nochmals 1.167.920 EUR. Im Rahmen der Haushalts- und Finanzplanung wurden Abschreibungen und Auflösungen von Sonderposten 
auf Neuinvestitionen ergebniswirksam berücksichtigt. 
 
5.2. Finanzhaushalt 
 
Der Finanzplan beinhaltet die zahlungswirksamen Bestandteile des Ergebnisplanes, die geplanten Investitionen und die Finanzierungstätigkeit. Das Ergebnis des Fi-
nanzplanes wirkt sich unmittelbar auf den Bestand an liquiden Mittel aus. Der Finanzplan 2021 - 2025 sieht nachfolgende Änderung des Finanzmittelbestandes vor. 
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 Übersicht über die Entwicklung des Finanzhaushaltes 
 

 
Vorläufiges    

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.466.323 1.784.859 647.584 -1.005.989 41.212 286.076 303.289 

Zahlungsmittelsaldo aus Investitionstätigkeit 136.808 -1.664.921 -2.355.365 -1.181.120 -877.952 -454.166 -283.114 

Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstätigkeit -371.546 -372.630 -745.410 -291.790 -161.120 -154.380 -119.920 

Änderung des Finanzmittelbestandes 1.231.585 -252.692 -2.453.191 -2.478.899 -997.860 -322.470 -99.745 

 
Vergleich des Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungs- und Finanzierungstätigkeit 
 

 
Vorläufiges    

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.466.323 1.784.859 647.584 -1.005.989 41.212 286.076 303.289 

Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstätigkeit -371.546 -372.630 -745.410 -291.790 -161.120 -154.380 -119.920 

Änderung des Finanzmittelbestandes 1.094.777 1.412.229 -97.826 -1.297.779 -119.908 131.696 183.369 

 
Für die Ermittlung des „Zahlungsmittelsaldos aus laufender Verwaltungstätigkeit“ werden nur die „zahlungswirksamen Erträge“ und die „zahlungswirksamen Aufwendun-
gen“ des Ergebnisplanes berücksichtigt. Der Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit soll mindestens der Tilgungshöhe der laufenden Kredite entspre-
chen.  
 
In den Haushaltsjahren 2021 bis 2023 erfolgt eine Mittelbereitstellung aus der Liquiditätsreserve in Höhe von 1.515.513 EUR auf Grund der veränderten finanziellen 
Rahmenbedingungen (FAG) und der Sondertilgungen von Krediten nach Ablauf der Zinsbindungsfristen. Ab dem Haushaltsjahr 2024 ist jedoch der „Zahlungsmittelsaldo 
aus laufender Verwaltungstätigkeit“ höher als der Bedarf an Zahlungsmitteln für die Tilgung der laufenden Kredite. 
 

6. Teilhaushalte 
 
Der Gesamthaushalt setzt sich aus 13 Teilergebnis- und 14 Teilfinanzhaushalten zusammen. Die Teilhaushalte wurden entsprechend der 21 Produktbereiche geordnet. 
Die Produktbereiche untergliedern sich wiederum in Produkte und Leistungen.  
 
Die Abweichung in der Anzahl der Teilhaushalte ist durch die Darstellung der besonderen Schadensereignisse „Unwetter vom 09.06.2013“ und „Corona 2020“ im Teilfi-
nanzhaushalt begründet. Die Teilhaushalte 71 bis 75 dienen ausschließlich der Darstellung der finanziellen Ergebnisse dieser Schadensereignisse. Der Teilhaushalt 76 
wurde im Haushaltsjahr 2020 neu eröffnet. Er dient der Darstellung der allgemeinen Zuwendungen des Schadensereignisses „Corona-Pandemie“ 2020 im kommunalen 
Haushalt. 
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Übersicht über die Teilhaushalte / Produktbereiche 
 

Teilhaushalte Produktbereiche Bezeichnung 

1 11 Innere Verwaltung 

2 12 Sicherheit und Ordnung 

3 21 - 24 Schulträgeraufgaben 

4 25 - 28 Kultur und Wissenschaft 

5 36 Kinder-, Jugend- u. Familienhilfe (SGB VIII) 

6 42 Sportförderung 

7 51 Räumliche Planung und Entwicklung 

8 52 Bau- und Grundstücksordnung 

9 53 Ver- und Entsorgung 

10 54 Verkehrsflächen und -anlagen; Öffentlicher Personennahverkehr 

11 55 Natur- und Landschaftspflege 

12 57 Wirtschaft und Tourismus 

13 61 Allgemeine Finanzwirtschaft 

14 71 Besondere Schadensereignisse im Bereich „Zentrale Verwaltung“ 

15 72 Besondere Schadensereignisse im Bereich „Schule und Kultur“ 

16 73 Besondere Schadensereignisse im Bereich „Soziales und Jugend“ 

17 74 Besondere Schadensereignisse im Bereich „Gesundheit und Sport“ 

18 75 Besondere Schadensereignisse im Bereich „Gestaltung der Umwelt“ 

19 76 Besondere Schadensereignisse – Zuweisungen Corona-Pandemie 2020 

 
6.1. Teilergebnishaushalt 
 
Alle Teilhaushalte benötigen für ihre Aufgabenerfüllung einen Zuschuss, ausgenommen die Teilhaushalte 9 (Ver- und Entsorgung) und 13 (Allgemeine Finanzwirtschaft). 
Diese Teilhaushalte erzielen einen Überschuss, der zur Deckung der Zuschüsse für die anderen Teilhaushalte zur Verfügung steht. Der größte Nettoressourcenbedarf 
besteht sowohl im Haushaltsjahr 2021 mit 4.053.170 EUR als auch im Haushaltsjahr 2022 mit 4.037.480 EUR im Teilhaushalt 1 (Innere Verwaltung).  
 
Den ordentlichen Aufwendungen im Jahr 2021 in Höhe von 21.535.983 EUR stehen ordentliche Erträge in Höhe von 19.913.247 EUR gegenüber. Den ordentlichen 
Aufwendungen im Jahr 2022 in Höhe von 21.815.254 EUR stehen ordentliche Erträge in Höhe von 19.588.115 EUR gegenüber. Im Haushaltsjahr 2021 besteht im 
ordentlichen Ergebnis insgesamt ein Nettoressourcenbedarf von - 1.622.736 EUR und im Jahr 2022 ein Nettoressourcenbedarf von - 2.227.139 EUR. 
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Übersicht über die Teilergebnishaushalte 2021 
 

Teilergebnis- 
haushalt 

Bezeichnung Erträge Aufwendungen ordentliches Ergebnis 
Nettoressourcen- 

überschuss / -bedarf 

  EUR 

1 Innere Verwaltung 930.910 5.454.080 -4.523.170 -4.053.170 

2 Sicherheit und Ordnung 274.145 1.104.080 -829.935 -829.935 

3 Schulträgeraufgaben 146.700 449.666 -302.966 -312.966 

4 Kultur und Wissenschaft 75.000 350110 -275.110 -275.110 

5 Kinder-, Jugend- u. Familienhilfe (SGB VIII) 2.265.975 4.475.300 -2.209.325 -2.209.325 

6 Sportförderung 17.430 214.640 -197.210 -262.210 

7 Räumliche Planung und Entwicklung 496.162 743.117 -246.955 -246.955 

8 Bau- und Grundstücksordnung 5.900 498.920 -493.020 -493.020 

9 Ver- und Entsorgung 318.000 0 318.000 318.000 

10 Verkehrsflächen und –anlagen; Öffentlicher Personennahverkehr 1.074.400 2.530.410 -1.456.010 -1.666.010 

11 Natur- und Landschaftspflege 119.565 405.460 -285.895 -455.895 

12 Wirtschaft und Tourismus 139.530 340.290 -200.760 -215.760 

13 Allgemeine Finanzwirtschaft 14.049.530 4.969.910 9.079.620 9.079.620 

 Gesamt 19.913.247 21.535.983 -1.622.736 -1.622.736 

 
Übersicht über die Teilergebnishaushalte 2022 
 

Teilergebnis- 
haushalt 

Bezeichnung Erträge Aufwendungen ordentliches Ergebnis 
Nettoressourcen- 

überschuss / -bedarf 

  EUR 

1 Innere Verwaltung 800.580 5.308.060 -4.507.480 -4.037.480 

2 Sicherheit und Ordnung 575.235 1.441.270 -866.035 -866.035 

3 Schulträgeraufgaben 144.900 442.204 -297.304 -307.304 

4 Kultur und Wissenschaft 80.500 353.610 -273.110 -273.110 

5 Kinder-, Jugend- u. Familienhilfe (SGB VIII) 2.216.225 4.564.480 -2.348.255 -2.348.255 

6 Sportförderung 17.430 218.240 -265.810 -265.810 

7 Räumliche Planung und Entwicklung 560.100 773.700 -213.600 -213.600 

8 Bau- und Grundstücksordnung 1.500 526.500 -525.000 -525.000 

9 Ver- und Entsorgung 318.000 0 318.000 318.000 
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10 Verkehrsflächen und –anlagen; Öffentlicher Personennahverkehr 1.067.410 2.515.830 -1.448.420 -1.658.420 

11 Natur- und Landschaftspflege 119565 405460 -285895 -455895 

12 Wirtschaft und Tourismus 62030 232990 -170960 -185960 

13 Allgemeine Finanzwirtschaft 13.624.640 5.032.910 8.591.730 8.591.730 

 Gesamt 19.588.115 21.815.254 -2.227.139 -2.227.139 

 
6.2. Teilfinanzhaushalt 
 
Unter Beachtung aller zahlungswirksamen Bestandteile wird analog dem Ergebnishaushalt, in den Teilhaushalten 9 (Ver- und Entsorgung) und 13 (Allgemeine Finanz-
wirtschaft) ein liquider Überschuss erwirtschaftet, der zur Finanzierung der Teilhaushalte mit Zahlungsmittelbedarf eingesetzt wird. Der größte Finanzierungsmittelbedarf 
besteht im Teilfinanzplan 1 (Innere Verwaltung) mit 5.458.190 EUR im Haushaltsjahr 2021 und 4.727.380 EUR im Haushaltsjahr 2022. Der Finanzierungsmittelbedarf in 
den Haushaltsjahren 2021 und 2022 (Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungs- zuzüglich Investitionstätigkeit) ist in einer Gesamthöhe von 3.934.920 EUR durch 
liquide Mittel gedeckt.  
 
Übersicht über die Teilfinanzhaushalte 2021 
 

Teilfinanz- 
haushalt 

Bezeichnung 
Zahlungsmittelsaldo aus 

laufender Verwaltungstätigkeit 
Zahlungsmittelsaldo aus 

Investitionstätigkeit 
Finanzierungsmittel- 
überschuss / -bedarf 

  EUR 

1 Innere Verwaltung -4.102.890 -1.355.300 -5.458.190 

2 Sicherheit und Ordnung -813.195 -290.780 -1.103.975 

3 Schulträgeraufgaben -302.966 -12.500 -315.466 

4 Kultur und Wissenschaft -275.110 0 -275.110 

5 Kinder-, Jugend- u. Familienhilfe (SGB VIII) -2.173.205 -14.000 -2.187.205 

6 Sportförderung -197.210 -10.000 -207.210 

7 Räumliche Planung und Entwicklung -246.955 -241.995 -488.950 

8 Bau- und Grundstücksordnung -493.020 0 -493.020 

9 Ver- und Entsorgung 318.000 0 318.000 

10 Verkehrsflächen und –anlagen; Öffentlicher Personennahverkehr -353.330 -519.000 -872.330 

11 Natur- und Landschaftspflege -285.895 -7.500 -293.395 

12 Wirtschaft und Tourismus -200.760 -62.000 -262.760 

13 Allgemeine Finanzwirtschaft 8.774.120 157.710 8.931.830 

18 Besondere Schadensereignisse im Bereich „Gestaltung der Umwelt“ 1.000.000 0 1.000.000 

 Gesamt 647.584 -2.355.365 -1.707.781 
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Übersicht über die Teilfinanzhaushalte 2022 
 

Teilfinanz- 
haushalt 

Bezeichnung 
Zahlungsmittelsaldo aus 

laufender Verwaltungstätigkeit 
Zahlungsmittelsaldo aus 

Investitionstätigkeit 
Finanzierungsmittel- 
überschuss / -bedarf 

  EUR 

1 Innere Verwaltung -4.100.710 -626.670 -4.727.380 

2 Sicherheit und Ordnung -849.535 -12.000 -861.535 

3 Schulträgeraufgaben -297.304 0 -297.304 

4 Kultur und Wissenschaft -273.110 0 -273.110 

5 Kinder-, Jugend- u. Familienhilfe (SGB VIII) -2.341.965 0 -2.341.965 

6 Sportförderung -200.810 0 -200.810 

7 Räumliche Planung und Entwicklung -213.600 -178.200 -391.800 

8 Bau- und Grundstücksordnung -525.000 0 -525.000 

9 Ver- und Entsorgung 318.000 0 318.000 

10 Verkehrsflächen und –anlagen; Öffentlicher Personennahverkehr -351.330 -418.000 -769.330 

11 Natur- und Landschaftspflege -285.895 -7.500 -293.395 

12 Wirtschaft und Tourismus -170.960 -40.000 -210.960 

13 Allgemeine Finanzwirtschaft 8.286.230 101.250 8.387.480 

 Gesamt -1.005.989 -1.181.120 -2.187.109 

 

7. Schlüsselprodukte und Produktbudgets 
 
7.1. Schlüsselprodukte 
 
Mit dem Haushaltsplan 2021/2022 wurden die Produkte und Leistungen nach Aufstellung des ersten doppischen Haushaltsplanes im Jahr 2013 fortgeschrieben, insge-
samt sind im Haushaltsplan 66 Produkte und aktuelle 214 Leistungen benannt. Der Stadtrat hat 8 Produkte als Schlüsselprodukte festgelegt, die örtlich von finanzieller 
und kommunalpolitischer Bedeutung sind (§ 59 Nr.44 SächsKomHVO). Zum Schlüsselprodukt „Tageseinrichtungen für Kinder - Eigene Einrichtungen“ wurde ab dem 
Haushaltsplan 2017 das Schlüsselprodukt „Tageseinrichtung für Kinder - Freie Träger“ ergänzend aufgenommen. Nach der Übertragung von zwei Kindereinrichtungen 
an Freie Träger hatte dieses Produkt eine größere finanzielle und kommunalpolitische Bedeutung.  
 
Übersicht über die Schlüsselprodukte zum Haushalt 2021/2022 
 

Nr. Produktnummer Produktbezeichnung 

1 12.6.0.01 Brandschutz 

2 21.1.1.01 Grundschulen in öffentlicher Trägerschaft 
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3 21.5.1.01 Oberschule in öffentlicher Trägerschaft 

4 27.2.0.01 Bibliothek 

5 36.5.1.01 Tageseinrichtungen für Kinder – Eigene Einrichtungen 

6 36.5.2.01 Tageseinrichtungen für Kinder – Freie Träger  

7 51.1.1.08 Städtebauliche Sanierung und Entwicklung 

8 54.1.0.01 Gemeindestraßen, Brücken und sonstige Ingenieurbauwerke 

 
7.2. Produktbudgets 
 
Mit der Umstellung des Rechnungswesens auf die Doppik waren für den Haushalt der Stadt Ebersbach-Neugersdorf Regeln zur Budgetierung zu treffen. Der Grundge-
danke der Budgetierung ist, in den Ämtern / Sachgebieten die Ressourcenverantwortung mit der bereits bestehenden fachlichen Verantwortung zusammenzuführen. 
Ziel ist es die Flexibilität, die wirtschaftliche Aufgabenwahrnehmung, das Kostenbewusstsein sowie die Serviceorientierung zu fördern. Hierzu werden den Ämtern Fi-
nanzvorgaben in Form von Budgets zugewiesen, innerhalb derer sie - unter der Maßgabe, die vorgegebenen Aufgaben und Ziele zu realisieren - eigenverantwortlich 
Einzelansätze festlegen und bewirtschaften können. Die Stadt Ebersbach-Neugersdorf führte mit der Umstellung des Rechnungswesens auf die Doppik erstmals eine 
Budgetierung ein. 
 
Im Haushaltsplan werden dazu ein oder mehrere Produkte eines Produktbereiches zu einem Teilbudget zusammengefasst. Die Teilbudgets bündeln jeweils Produkte 
innerhalb eines Aufgabenbereiches (Sachgebietes). Innerhalb der Teilbudgets ist damit eine flexiblere Bewirtschaftung und Deckungsfähigkeit gewährleistet. Die Ver-
antwortung für die Teilbudgets obliegt den jeweilig zuständigen Sachgebietsleitern bzw. Amtsleitern der Stadt Ebersbach-Neugersdorf. Jedes Teilbudget ist einem 
Hauptbudget zugeordnet (Organisationseinheit). Die Verantwortung für die jeweiligen Hauptbudgets obliegt der Bürgermeisterin und den Amtsleitern der Stadt Ebers-
bach-Neugersdorf. Die Zusammensetzung der Haupt- und Teilbudgets mit den zugeordneten Produkten sind im Haushaltsplan in der Übersicht Zuordnung Produkte zu 
Budgets dargestellt. Grundsätzlich sind im Ergebnishaushalt alle Aufwendungen eines Budgets gegenseitig deckungsfähig. Zahlungswirksame Aufwendungen eines 
Budgets im Ergebnishaushalt sind zu Gunsten von Auszahlungen des Budgets im Finanzhaushalt einseitig deckungsfähig. Zahlungsunwirksame Planansätze dürfen 
nicht zur Deckung verwendet werden. 
 
7.3. Übertragbarkeit 
 
Die Übertragbarkeit und Verfügbarkeit von Haushaltsansätzen ist in § 21 SächsKomHVO geregelt. Ansätze für Auszahlungen und Einzahlungen für Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen bleiben bei Übertragung in Folgejahre bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar, bei Baumaßnahmen und Beschaf-
fungen längstens jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Bau oder Gegenstand in seinen wesentlichen Teilen in Benutzung genommen werden 
kann. Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen eines Budgets können ganz oder teilweise für übertragbar erklärt werden. 
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8. Darstellung der wichtigsten Entwicklungen 
 
8.1. Darstellung der Ertrags- und Aufwandsarten 
 

Ertrags- und Aufwandsarten 
 

Vorläufiges    
Ergebnis 2019 

Ansatz 2020 
(Vorjahr) 

Ansatz 2021 
(Planjahr) 

Ansatz 2022 
(Planjahr) 

Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

   EUR    

1 Steuern und ähnliche Abgaben 10.260.898 10.081.350 9.204.3000 9.339.300 9.524.300 9.712.300 9.719.300 

 darunter: Grundsteuer A und B 1.231.859 1.206.350 1.261.300 1.261.300 1.261.300 1.261.300 1.261.300 

 Gewerbesteuer 5.411.819 5.300.000 4.400.000 4.400.000 4.400.000 4.400.000 4.400.000 

 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 2.683.978 2.757.000 2.610.000 2.710.000 2.880.000 3.053.000 3.060.000 

 Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 885.034 770.000 885.000 920.000 935.000 950.000 950.000 

2 + Zuwendungen und Umlagen nach Arten sowie aufgelöste Sonderposten 6.973.923 8.336.015 9.005.9222 8.520.040 8.554.096 8.904.791 8.574.496 

 darunter: allgemeine Schlüsselzuweisungen 2.421.581 3.861.800 4.126.260 3.558.270 3.995.670 4.107.010 4.214.390 

 sonstige allgemeine Zuweisungen 17.967 77.870 7.770 7.670 7.570 7.470 7.370 

 aufgelöste Sonderposten 1.292.424 959.410 1.449.220 1.426.460 1.412.850 1.378.440 1.269.240 

4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 428.880 459.878 426.695 435.695 433.695 432.695 432.695 

5 + privatrechtliche Leistungsentgelte 345.955 233.667 243.920 243.920 228.080 226.080 226.080 

6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 312.627 264.920 307.760 316.310 296.210 301.210 304.210 

7 + Finanzerträge 425.950 327.000 389.900 398.100 471.100 508.100 508.100 

9 + sonstige ordentliche Erträge 345.278 336.600 334.750 334.750 334.750 334.750 334.750 

10 = ordentliche Erträge  19.093.512 20.039.430 19.913.247 19.588.115 19.842.231 20.419.926 20.099.631 

11 Personalaufwendungen 4.900.358 5.321.960 5.340.600 5.614.670 5.546.770 5.604.030 5.657.470 

 + Zuführung zu Rückstellungen Altersteilzeit -25.180 0 17.850 -6.130 -30.730 0 0 

13 + Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 3.759.188 3.631.216 3.906.926 3.679.004 3.556.100 3.304.150 3.296.830 

14 + planmäßige Abschreibungen 2.838.533 2.668.835 2.701.690 2.653.740 2.578.570 2.514.570 2.342.890 

15 + Zinsen und ähnliche Aufwendungen 84.914 64.460 53.660 31.550 24.700 22.110 19.710 

16 
+ Transferaufwendungen und Abschreibungen auf Sonderposten für geleistete In-
vestitionsförderungsmaßnahmen 

8.518.251 9.112.465 8.933.427 9.213.360 8.671.874 9.250.675 8.983.382 

 darunter: Kreisumlage 4.612.166 4.415.500 4.516.250 4.601.360 4.536.740 4.544.040 4.614.380 

17 + sonstige ordentliche Aufwendungen 550.377 565.060 599.680 622.930 557.995 574.445 569.710 

18 = ordentliche Aufwendungen 20.651.621 21.363.996 21.535.983 21.815.254 20.936.009 21.269.980 20.869.992 

19 = ordentliches Ergebnis -1.558.109 -1.324.566 -1.622.736 -2.227.139 -1.093.778 -850.054 -770.361 

20 + realisierbare außerordentliche Erträge  3.192.847 1.400.000 1.166.000 0 0 0 0 
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21 + realisierbare außerordentliche Aufwendungen  1.184.495 0 166.000 0 0 0 0 

22 = Sonderergebnis 2.008.353 1.400.000 1.000.000 0 0 0 0 

23 = Gesamtergebnis als Überschuss oder Fehlbetrag  450.244 75.434 -622.736 -2.227.139 -1.093.778 -850.054 -770.361 

26 + Verrechnung eines Fehlbetrages im ordentlichen Ergebnis mit dem Basiskapital 0 1.1443.105 1.198.050 1.167.920 1.101.420 1.034.760 967.280 

28 = veranschlagtes Gesamtergebnis als Überschuss oder Fehlbetrag 450.244 1.518.539 575.314 -1.059.219 7.642 184.706 196.919 

 
8.1.1. Erläuterung der wichtigsten Ertragspositionen 
 

 Steuern und Abgaben 
 
Übersicht über die Entwicklung der Steuererträge 
 

 
Vorläufiges      

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Grundsteuer A 11.219 11.350 11.300 11.300 11.300 11.300 11.300 

Grundsteuer B 1.220.639 1.195.000 1.250.000 1.250.000 1.250.000 1.250.000 1.250.000 

Gewerbesteuer 5.411.819 5.300.000 4.400.000 4.400.000 4.400.000 4.400.000 4.400.000 

Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 2.683.978 2.757.000 2.610.000 2.710.000 2.880.000 3.053.000 3.060.000 

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 855.034 770.000 885.000 920.000 935.000 950.000 950.000 

Vergnügungssteuer 17.260 18.000 18.000 18.000 18.000 18.000 18.000 

Hundesteuer 30.949 30.000 30.000 30.000 30.000 30.000 30.000 

Steuern Gesamt (Brutto) 10.260.898 10.081.350 9.204.300 9.339.300 9.524.300 9.712.300 9.719.300 

Gewerbesteuerumlage 476.391 463.750 385.000 385.000 385.000 385.000 385.000 

Steuern Gesamt (Netto) 9.784.507 9.617.600 8.819.300 8.954.300 9.139.300 9.327.300 9.334.300 

 
Die Grundsteuer B wird auf den Grundbesitz an Grundstücken erhoben. Die Planung dieser Steuereinnahme stellt sich auf Grund des Urteiles des Bundesverfassungs-
gerichtes vom 04.04.2018 weiterhin als schwierig dar. Das Bundesverfassungsgericht hatte festgestellt, dass die Regelungen des Bewertungsgesetzes zur Einheitsbe-
wertung von Grundvermögen in den „alten“ Bundesländern, jedenfalls seit dem Beginn des Jahres 2002, mit dem allgemeinen Gleichheitssatz unvereinbar sind. Das 
Festhalten des Gesetzgebers an dem Hauptfeststellungszeitpunkt von 1964 führt zu gravierenden und umfassenden Ungleichbehandlungen bei der Bewertung von 
Grundvermögen, für die es keine ausreichende Rechtfertigung gibt. Mit dieser Begründung hat der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts die Vorschriften mit 
Urteil vom 04.04.2018 für verfassungswidrig erklärt und bestimmt, dass der Gesetzgeber spätestens bis zum 31. Dezember 2019 eine Neuregelung zu treffen hat. Bis 
zu diesem Zeitpunkt dürfen die verfassungswidrigen Regeln weiter angewandt werden. Nach Verkündung einer Neuregelung dürfen sie für weitere fünf Jahre ab der 
Verkündung, längstens aber bis zum 31. Dezember 2024, angewandt werden. Der Bundestag hatte im Jahr 2019 fristgerecht über eine Änderung der rechtlichen 
Grundlagen für die Grundsteuerreform entschieden. Der Sächsische Landtag hat am 03.02.2021 das Sächsische Gesetz zur Umsetzung der Grundsteuerreform be-
schlossen.  
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Die finanziellen Auswirkungen wurden in der Haushalts- und Finanzplanung 2021 - 2025 nicht berücksichtigt, da die Grundsteuerreform nach Aussage des Gesetzgebers 
insgesamt als aufkommensneutral ausgestaltet ist. Es wurden deshalb keine entsprechenden Anpassungen der Planansätze vorgenommen. Die Wertveränderungen je 
Grundstück und Einzelfall werden im Finanzplanungszeitraum fortlaufend angepasst. Im Rahmen der Haushaltsplanung wurde lediglich die Änderung der Hebesatzsat-
zung berücksichtigt und auch in der Finanzplanung in Höhe von 1.250.000 EUR fortgeschrieben.  
 
Der höchste Steuerertrag wird durch die Gewerbesteuer erzielt. Im Haushaltsplan 2021 und 2022 wird ein Ansatz in Höhe von 4.400.000 EUR veranschlagt, Die Redu-
zierung des Haushaltsansatzes um 900.000 EUR gegenüber dem Vorjahr entspricht den Mindereinnahmen des Jahres 2020. Die langfristigen Auswirkungen der Corona-
Pandemie auf die Einnahmen im Bereich der Gewerbesteuer lassen sich derzeit schwer einschätzen. Insbesondere die Verrechnungsmöglichkeiten für die Unternehmen 
mit Gewinnen aus Vorjahren werden mittelfristig zu einer niedrigen Einnahmebasis führen. Die differenzierte Unternehmensentwicklung insbesondere unter dem Blick-
wickel der Corona-Pandemie muss deshalb stetig beachtet werden. Von ungeklärter Unternehmensnachfolge bis zu schnell wachsenden Unternehmen, von einer Stag-
nation in der Unternehmensentwicklung bis zu umfassenden Investitionsmaßnahmen der Unternehmen ist derzeit alles vertreten. Für die Finanzplanjahre 2023 bis 2025 
wurden deshalb die Planansätze aus 2021/2020 fortgeschrieben.  
 
An den Gewerbesteuereinnahmen sind der Bund und der Freistaat in Form der Gewerbesteuerumlage zu beteiligen. Der Haushaltsansatz der Gewerbesteuerumlage 
für 2021 und 2022 beträgt je 385.000 EUR. Dieser ergibt sich auf der Basis der geplanten Gewerbesteuererträge unter Berücksichtigung des örtlichen Hebesatzes, 
sowie des nachfolgend dargestellten Vervielfältigers. 
 

Jahr 2006 2007 2008 2009 ab 2010 

Bundesvervielfältiger 16 16 12 13 14,5 

Landesvervielfältiger 22 22 18 19 20,5 

Vervielfältiger gesamt 38 38 30 32 35 

 
Die Prognosen der Steuerschätzer für die Gemeindeanteile an der Einkommens- und Umsatzsteuer gehen nach einer Konsolidierung von einer positiven Entwicklung in 
der langfristigen Finanzplanung aus. Die Bruttolohn- und Gehaltssummen waren in den zurückliegenden Jahren gestiegen, so dass mit einem höheren Lohnsteuerauf-
kommen gerechnet werden konnte. Die Corona-Pandemie hat diese Entwicklung abrupt unterbrochen. Gleiches gilt auch für das Umsatzsteueraufkommen, jedoch wird 
diese Entwicklung durch den eingeschränkten privaten Konsum, die Reduzierung in der Exportentwicklung und die zurückhaltende Investitionstätigkeit beeinflusst.  
 

 Zuwendungen (Zuweisungen und Zuschüsse), Umlagen nach Arten und aufgelöste Sonderposten 
 
Der überwiegende Teil der Finanzzuweisungen und Zuschüsse wird als allgemeine und investive Schlüsselzuweisung bereitgestellt. Allgemeine Schlüsselzuweisungen 
stellen ungebundene Deckungsmittel dar, stehen den Gemeinden zur freien Verfügung und sichern somit ihren Selbstverwaltungsfreiraum. Investive Schlüsselzuwei-
sungen sind zweckgebunden und sollen sich auf Maßnahmen der infrastrukturellen Grundversorgung im Pflichtaufgabenbereich konzentrieren. Die interkommunale 
Verteilung dieser Schlüsselzuweisungen erfolgt in zwei Schritten.  
 
Im ersten Schritt wird die Schlüsselmasse auf die drei Körperschaftsgruppen der kreisangehörigen Gemeinden, der kreisfreien Städte und der Landkreise verteilt. Die 
Gesamtschlüsselmasse wird dazu zwischen dem kreisangehörigen Raum (kreisangehörige Gemeinden und Landkreise) und dem kreisfreien Raum (kreisfreie Städte) 
aufgeteilt, wodurch sich die Finanzkraft je Einwohner gleichmäßig entwickelt. 
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In einem zweiten Schritt erfolgt die Verteilung auf die einzelnen Gemeinden nach dem im kommunalen Finanzausgleich üblichen Verfahren. Dabei wird die Steuerkraft 
einer Gemeinde mit einem normierten, abstrakten Finanzbedarf verglichen. Im Fall mangelnder Steuerkraft erfolgt ein teilweiser Ausgleich über die Schlüsselzuweisun-
gen. Die Berechnung des Finanzbedarfs einer sächsischen Kommune ist durch einen einwohnerbezogenen Hauptansatz geprägt, bei dem mit “veredelten” (gewichteten) 
Einwohnern der Finanzbedarf festgelegt wird. Die mit der Gemeindegröße zunehmende Einwohnergewichtung geht davon aus, dass mit der Größe eine zunehmende 
zentralörtliche Funktion bei der Bereitstellung öffentlicher Güter und Dienste (Umlandfunktion) einhergeht und der Finanzbedarf je Einwohner entsprechend steigt. Er-
gänzt wird dieser Hauptansatz durch einen Bildungsansatz. Der Bildungsansatz wird aus einem Schülersatz und einem Ansatz für frühkindliche Bildung gebildet.  
 
Bei der Steuerkraft einer Gemeinde werden die Grund- und die Gewerbesteuer sowie die Gemeindeanteile an der Einkommens- und der Umsatzsteuer zugrunde gelegt. 
Dabei wird die Steuerkraft der Grund- und Gewerbesteuer unabhängig von den jeweiligen Hebesätzen innerhalb der Gemeinde festgelegt. Dies geschieht, indem das 
Ist-Aufkommen der einzelnen Steuer durch den gemeindespezifischen Hebesatz geteilt und dann mit entsprechenden Nivellierungshebesätzen der jeweiligen Steuer 
multipliziert wird. Damit wird vermieden, dass Gemeinden mit niedrigen Hebesätzen gegenüber Gemeinden mit hohen Hebesätzen bei den Schlüsselzuweisungen 
bevorzugt werden. Die Steuereinnahmen werden mit der Gewerbesteuerumlage verrechnet. 
 
Diese Finanzbeziehungen zwischen dem Freistaat und seinen kreisangehörigen Gemeinden, der kreisfreien Städte und der Landkreise wird durch das „Gesetz über den 
Finanzausgleich mit den Gemeinden und Landkreisen im Freistaat Sachsen“ (Sächsisches Finanzausgleichgesetz – SächsFAG) geregelt. Bei der Haushaltsplanung 
wurden die Orientierungsdaten für die Finanzplanung der Gemeinden im Freistaat Sachsen für die Jahre 2021 bis 2024 vom 22.01.2021, das Gesetz über die Festle-
gungen der Finanzausgleichsmassen und der Verbundquoten in den Jahren 2021 und 2022, die Änderungen des Sächsischen Finanzausgleichgesetzes und die Orien-
tierungsdaten des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen zum SächsFAG zugrunde gelegt. Die ermittelten Orientierungswerte wurden im Rahmen der Planung 
den örtlichen Gegebenheiten angepasst. Als weitere Arbeitshilfe diente das Prognosemodell des Sächsischen Städte- und Gemeindetages (SSG). Die Berechnungen 
des Prognosemodells erfolgten gemeindescharf und konkretisierten damit die mittelfristigen Orientierungsdaten des Freistaates, die nur Durchschnittswerte für alle 
sächsischen Gemeinden abbilden.  
 
Die positive Einnahmeentwicklung aus den Vorjahren konnte im Ergebnis der Prognose nicht fortgeschrieben werden, die Auswirkungen der Corona-Pandemie haben 
zu deutlichen Veränderungen in den Finanzzuweisungen geführt. Mit der Umschichtung der FAG-Mittel von der investiven zur allgemeinen Schlüsselzuweisung wurde 
zwar die Deckung der Aufwendungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit sichergestellt, die Investitionsmöglichkeiten der Gemeinden in den Jahren 2021 und 2022 
aber gleichzeitig reduziert.  
 
Übersicht über die Entwicklung der Finanzzuweisungen: 
 

 
Vorläufiges       

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Allgemeine Schlüsselzuweisungen 2.421.581 3.861.800 4.126.260 3.558.270 3.995.670 4.107.010 4.214.390 

Investive Schlüsselzuweisungen 218.895 528.300 157.710 101.250 327.670 342.300 356.580 

Übertragene Aufgaben 7.967 7.870 7.770 7.670 7.570 7.470 7.370 

Straßenlastenausgleich und Pauschale Zu-
weisung Straßen 

451.051 450.350 510.720 510.720 510.720 510.720 510.720 

Gesamt 3.099.494 4.848.320 4.802.460 4.177.910 4.841.630 4.967.500 5.089.060 
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 Auflösung von Sonderposten 
 
Die Auflösung von Sonderposten spiegeln sich in der Position „Zuwendungen und Umlagen nach Arten sowie aufgelöste Sonderposten“ wider. Die Auflösung der 
Sonderposten erfolgt entsprechend der Wertentwicklung der bezuschussten Vermögensgegenstände. Die Erhöhung bzw. Verminderung resultierten aus der Investiti-
onstätigkeit und der Inanspruchnahme von Fördermitteln. Für die nicht zahlungswirksamen Erträge aus der Auflösung von Sonderposten wurde ein Haushaltsansatz für 
das Jahr 2021 in Höhe von 1.449.220 EUR und für das Jahr 2022 in Höhe von 1.426.460 EUR gebildet. Der Haushaltsansatz berücksichtigt alle in Anspruch genommenen 
Fördermittel nach Aufstellung der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2013. Die in Anspruch genommenen Fördermittel für Neuinvestitionen sind ab dem Haushaltsjahr 2018 
im Rahmen des Haushaltsausgleichs zu berücksichtigen. Der Planansatz „Auflösung von Sonderposten“ beträgt im Haushaltsjahr 2021 insgesamt 192.820 EUR. Er wird 
nach Aktivierung der abgeschlossenen Investitionsmaßnahmen und Passivierung der entsprechenden Zuwendungen im Finanzplanzeitraum bis 2025 ansteigen.  
 
Übersicht über die Entwicklung der Auflösung Sonderposten 
 

Auflösung Sonderposten 
Vorläufiges       

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Auflösung Sonderposten von Investitionen  1.292.423 959.410 1.449.220 1.426.460 1.412.850 1.378.440 1.269.240 

davon:         

Auflösung Sonderposten auf  
Alt-Investitionen bis Haushaltsjahr 2017 

1.283.970 1.251.996 1.256.400 1.233.640 1.220.030 1.177.130 1.069.960 

Auflösung Sonderposten von Neuinvestitio-
nen ab dem Haushaltsjahr 2018 

8.453 177.673 192.820 192.820 192.820 201.310 199.280 

 
 Öffentlich-Rechtliche Leistungsentgelte 

 
Die öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelte beinhalten Verwaltungs- und Benutzungsgebühren, die mit einem Haushaltsansatz in Höhe von 426.695 EUR veranschlagt 
wurden. Der Haushaltsansatz wurde gegenüber dem Haushaltsjahr 2020 um 33.183 EUR reduziert. Die Einnahmeplanung für die Benutzungsgebühren wurde auf der 
Entwicklung der Kinderzahlen und auf der Grundlage der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen und weiteren Entgelten für die Betreuung von Kindern in 
Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege in der Stadt Ebersbach-Neugersdorf angepasst.    
 

 Privatrechtliche Leistungsentgelte 
 
Privatrechtliche Leistungsentgelte beinhalten Mieten, Pachten, Erbbauzinsen und Erträge aus dem Vermögensverkauf und sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte. 
Der Haushaltsansatz wurde gegenüber dem Haushaltsjahr 2020 geringfügig um 10.253 EUR auf Grund erhöht. Die Einnahmen aus dem Verkauf von Holz im Rahmen 
der Waldbewirtschaftung wurden entsprechend des Wirtschaftsplanes angepasst. 
 

 Kostenerstattungen und Kostenumlagen 
 
Kostenerstattungen und Kostenumlagen wurden im Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 307.760 EUR und im Haushaltsplan 2022 in Höhe von 316.310 EUR veranschlagt. 
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Sie beinhalten die Erstattungen vom Land, Landkreis, Gemeinden und Privaten, sowie Erstattungen im Rahmen der Leistungsverrechnung mit Gesellschaften, Zweck-
verbänden und dem Eigenbetrieb. Ab dem Haushaltsjahr 2023 wird mit einer Reduzierung des Haushaltsansatzes geplant. Der allgemeine Rückgang der Geburtenzahlen 
hat auch eine Reduzierung der Kostenbeteiligung bei der Betreuung von Kindern aus Fremdgemeinden zur Folge. 
  

 Finanzerträge (Zinsen, Erträge aus Beteiligungen und sonstige Finanzerträge) 
 
Übersicht über die Entwicklung der Finanzerträge 
 

Zinsen und sonstige Finanzerträge 
Vorläufiges       

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Zinserträge / Kreditinstitute 38.016 18.000 20.000 7.000 4.000 0 0 

Gewinnanteile aus verbundenen Unterneh-
men, Beteiligungen und Sondervermögen 

348.709 269.000 329.900 353.100 429.100 470.100 470.100 

Sonstige Finanzerträge 39.225 40.000 40.000 38.000 38.000 38.000 38.000 

Gesamt 425.950 327.000 389.900 398.100 471.100 508.100 508.100 

 
Die Finanzerträge, Zinsen aus Geldanlagen und Erträge aus Beteiligungen, entwickeln sich leicht steigend. Zinserträge für Geldanlagen sind ab dem Haushaltsjahr 2024 
allerdings nicht mehr zu erwarten. Die geplanten Zinseinnahmen in den Haushaltsjahren 2021 bis 2023 sind noch auf die langfristige Anlagestrategie in den letzten 
Haushaltsjahren zurückzuführen. Nach Auslaufen dieser Altverträge sind keine Abschlüsse zu vergleichbaren Konditionen möglich.  
 
Die Gewinnanteile aus den verbundenen Unternehmen SachsenEnergie AG und KBO wurden entsprechend der Wirtschaftspläne 2021 und Gewinnerwartungen der 
Unternehmen geplant. Nach Veränderung der Beteiligungsstruktur für die kommunalen Unternehmen Ebersbacher Wohnungsunternehmen GmbH und Stadtwerke 
Oberland GmbH bestand bis 2020 eine steuerliche Ausschüttungssperre. In der Haushalts- und Finanzplanung wird ab dem Jahr 2021 mit einer Ausschüttung einer 
Dividende aus den kommunalen Unternehmen geplant. 
 

 Sonstige ordentliche Erträge 
 
Die sonstigen ordentlichen Erträge wurden im Haushaltsplan 2021 und 2022 mit je 334.750 EUR veranschlagt. Sie beinhalten Erträge aus Konzessionsverträgen für die 
Versorgung mit Elektrizität und Gas, Bußgelder und Säumniszuschläge. 
 
8.1.2. Erläuterung der wichtigsten Aufwandspositionen 
 

 Personalaufwendungen 
 
Der Anstieg der Personalaufwendungen ist durch den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst selbst, aber auch durch andere tarifliche und gesetzliche  Rahmenbedin-
gungen begründet. In der Tarifrunde 2020 wurde die Laufzeit des derzeit gültigen Tarifvertrages bis zum 31.12.2022 verlängert. Ab April 2021 wurde eine Tarifsteigerung 
von 1,40 % und ab April 2022 eine Tarifsteigerung von 1,80 % vereinbart. Auf Grund der Tarifabschlüsse in den vergangenen Jahren muss auch für die Finanzplanjahre 
2023 bis 2025 mit weiteren Tarifsteigerungen gerechnet werden.  
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In der Haushaltsplanung wurde mit einer durchschnittlichen Tarifsteigerung von 2% pro Jahr kalkuliert. Eine weitere Anpassung wird durch die Jahressonderzahlungen 
erfolgen. Gemäß § 20 Abs.2 Satz 1 TVöD wurde die Jahressonderzahlung für die Jahre 2016-2018 auf dem materiellen Niveau des Jahres 2015 eingefroren. Mit der 
Tarifrunde 2018 wurde dies wieder aufgehoben und es erfolgt eine schrittweise Angleichung an das Tarifgebiet West. Die Angleichung wird erstmalig im Jahr 2022 
erreicht. 
 
Übersicht über die Höhe der Jahressonderzahlung 
 

Entgeltgruppen Haushaltsjahr 2019 Haushaltsjahr 2020 Haushaltsjahr 2021 Haushaltsjahr 2022 Haushaltsjahr 2023 Haushaltsjahr 2024 Haushaltsjahr 2025 

Entgeltgruppen 1   -   
8 

65,20 % 69,97 % 74,74 % 81,51 % 84,51 % 84,51 % 84,51 % 

Entgeltgruppen 9a - 
12 

57,63 % 61,85 % 66,06 % 70,28 % 70,28 % 70,28 % 70,28 % 

Entgeltgruppen 13 - 
15 

42,60 % 45,57 % 48,67 % 51,78 % 51,78 % 51,78 % 51,78 % 

 
Eine weitere Veränderung ist auch beim Finanzierungsanteil der Zusatzversorgungskasse zu berücksichtigen. Die Kosten des Arbeitgebers entwickeln sich wie folgt: 
 
Übersicht über Anpassung der Finanzierung der Zusatzversorgungskasse  
 

Finanzierunganteil der Zusatzversor-
gungskasse 

Haushaltsjahr 2019 Haushaltsjahr 2020 Haushaltsjahr 2021 

Umlagen  1,2% 1,6%   1,6%   

Zusatzbeiträge  2,3% 2,4% 2,0% 

 
Die nachfolgenden Personalaufwendungen je Produktbereich beinhalten die Zuführung zu Rückstellungen für Entgeltzahlungen für Zeiten der Freistellung von der Arbeit 
im Rahmen der Altersteilzeit, sowie die Entnahme von Rückstellungen für die Freistellungsphase der Altersteilzeit. 
 
Übersicht über die Entwicklung der Personalaufwendungen je Produktbereich 
 

Produktbereich 
Vorläufiges       

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Innere Verwaltung 2.371.054 2.560.010 2.482.480 2.519.300 2.565.500 2.581.930 2.601.970 

Sicherheit und Ordnung 640.716 715.450 729.400 896.300 708.000 728.400 745.800 

Schulträgeraufgaben 178.426 156.800 230.400 233.300 236.300 217.200 186.200 

Kultur und Wissenschaft 204.050 226.400 255.950 267.400 266.700 246.800 251.700 

Kinder-, Jugend- und Familienhilfe  908.353 973.800 948.250 965.970 984.970 1.019.300 1.045.500 

Sportförderung 83.378 89.500 80.800 84.400 113.700 116.000 118.300 
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Räumliche Planung und Entwicklung 0 0 0 0 0 0 0 

Bau- und Grundstücksordnung 416.094 484.600 494.020 521.600 538.100 558.100 569.200 

Ver- und Entsorgung 0 0 0 0 0 0 0 

Verkehrsflächen und –anlagen; Öffentlicher 
Personennahverkehr 

0 0 0 0 0 0 0 

Natur- und Landschaftspflege 0 0 0 0 0 0 0 

Wirtschaft und Tourismus 98.287 115.400 119.300 126.500 133.500 136.300 138.800 

Allgemeine Finanzwirtschaft 0 0 0 0 0 0 0 

Gesamt 4.900.358 5.321.960 5.340.600 5.614.670 5.546.770 5.604.030 5.657.470 

 
 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 

 
Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen beinhalten die Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen, Mieten und Pachten für Gebäude und Grund-
stücke, sowie für Geräte und Ausstattungen. Weiterhin werden unter dieser Position die Bewirtschaftung der Grundstücke und baulichen Anlagen geplant, darin enthalten 
Energie, Wasser, Reinigung und sonstige Nebenkosten. Zu den Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen gehören zum Beispiel Dienst- und Schutzkleidung, Mittel für 
die Aus- und Fortbildung, Erwerb von Büchern und Lehrmittel, Aufwendungen für die Öffentlichkeitsarbeit, Vermessungsleistungen. Die Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen sind im Haushaltsplan 2021 in einem Umfang von 3.906.926 EUR und im Haushaltsplan 2022 in Höhe von 3.679.004 EUR veranschlagt. Die durch-
schnittlichen Planansätze sind gegenüber dem vorläufigen Rechnungsergebnis 2019 und dem Haushaltsjahr 2020 höher. 
 
Der Anstieg in den Haushaltsjahren ist auf die allgemeinen Preissteigerungen zurückzuführen. Nach der Überprüfung der Bewirtschaftungskosten von Gebäuden im 
Rahmen des EEA-Prozesses konnten durch Kostenkontrolle, Vertragsanpassungen und Investitionen in Steuerungstechnik, bereits einzelne Planansätze reduziert wer-
den. Die wesentlichen Abweichungen gegenüber den Vorjahren liegen bei den Aufwendungen für die Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen Vermögens, die Be-
wirtschaftung des unbeweglichen Vermögens und insbesondere sonstigen Dienstleistungen. 
 
Die Mehraufwendungen sind durch die LED-Umrüstung der Jahn-Grundschule, höhere Aufwendungen in der Waldbewirtschaftung (Beflanzung) und zwei Machbarkeits-
studien im Bereich der Wirtschaftsförderung zurückzuführen. Diese Maßnahmen werden erst nach Bewilligung der beantragten Fördermittel realisiert.      
 
Übersicht über die Sach- und Dienstleistungen 
 

Bezeichnung Sachkonto 
Vorläufiges       

Ergebnis 
2019 

Ansatz 2020 
(Vorjahr) 

Ansatz 2021 
(Planjahr) 

Ansatz 2022 
(Planjahr) 

Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

  EUR 

Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 421100 784.106 492.510 481.330 288.660 427.240 213.540 214.550 

Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen Vermögens 422100 821.400 881.300 984.500 984.500 977.510 980.510 977.520 

Mieten und Pachten 423100 133.544 111.700 39.665 59.665 39.175 40.175 39.685 

Bewirtschaftung des unbeweglichen Vermögens 424100 738.006 770.361 798.630 800.480 806.080 797.050 800.350 

Haltung von Fahrzeugen 425100 101.887 105.130 109.450 100.800 97.460 97.520 97.980 
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Erwerb von beweglichen Gegenständen  425300 119.053 143.550 139.700 309.710 133.070 111.380 96.090 

Unterhaltung des immateriellen Vermögens 425400 96.992 92.430 111.960 113.510 108.050 108.300 110.150 

Unterhaltung des sonstigen beweglichen Vermögens 425500 29.819 49.040 45.100 43.030 41.150 53.380 55.250 

Besondere Aufwendungen für Beschäftigte  426100 86.638 91.955 83.850 82.710 85.970 84.940 83.930 

Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 427100 238.175 245.160 254.685 259.715 246.830 244.330 244.380 

Unterrichtswegekosten 427300 2.122 3.480 4.039 4.179 4.000 4.000 4.000 

Lernmittel 427500 40.596 43.500 45.500 45.500 40.500 39.500 39.500 

Lehrmittel 427600 7.083 5.600 8.100 8.100 7.500 7.500 4.800 

Verbrauch von Vorräten 428100 8.142 17.500 17.500 17.500 17.500 17.500 17.500 

Sonstige Dienstleistungen 429100 551.623 578.000 782.917 560.945 524.065 504.525 511.145 

Gesamt  3.759.188 3.631.216 3.906.926 3.679.004 3.556.100 3.304.150 3.296.830 

 
 planmäßige Abschreibungen 

 
Bei Vermögensgegenständen des Anlagevermögens, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, sind die Anschaffungs- und Herstellungskosten um planmäßige Abschreibun-
gen zu vermindern. Diese planmäßigen Abschreibungen erfolgen grundsätzlich in gleichen Jahresraten über die Dauer der voraussichtlichen Nutzung der Vermögens-
gegenstände. Die veranschlagten Abschreibungen basieren auf der aufgestellten Eröffnungsbilanz zum Stand vom 01.01.2013. Es können sich noch Veränderungen im 
Rahmen der örtlichen und überörtlichen Prüfungsfeststellungen sowie durch Fortschreibung des Anlagevermögens auf Grund der durchgeführten Investitionen im Zeit-
raum bis 2020 ergeben.  
 
Für die nicht zahlungswirksamen Aufwendungen wurde im Haushaltsjahr 2021 ein Ansatz in einer Gesamthöhe von 2.701.690 EUR gebildet. Die planmäßigen Abschrei-
bungen auf Neuinvestitionen sind ab dem Haushaltsjahr 2018 im Rahmen des Haushaltsausgleichs zu berücksichtigen. Dieser Planansatz beträgt im Haushaltsjahr 
2021 noch 232.240 EUR und steigt bei Umsetzung der geplanten investiven Maßnahmen bis zum Ende des Finanzplanjahres 2025 auf 290.650 EUR an. 
 
Übersicht über die Entwicklung der Abschreibungen 
 

Abschreibungen 
Vorläufiges       

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Planmäßige Abschreibungen auf  
Investitionen bis 2017  

2.796.433 2.224.842 2.454.450 2.401.560 2.321.450 2.211.890 2.037.240 

Planmäßige Abschreibungen auf 
Neuinvestitionen ab 2018 

35.800 428.993 232.240 237.180 242.120 287.680 290.650 

Wertberichtigungen 6.300 15.000 15.000 15.000 15.000 15.000 15.000 

Gesamt 2.838.533 2.668.835 2.701.690 2.653.740 2.578.570 2.514.570 2.342.890 
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 Zinsen und ähnliche Aufwendungen 
 
Zinsen und ähnliche Aufwendungen werden im Haushaltsjahr 2021 mit 53.660 EUR und im Haushaltsjahr 2022 mit 31.550 EUR veranschlagt. Darin sind die Zinsauf-
wendungen für Investitionskredite, die Finanzaufwendungen im Zusammenhang mit der Rückzahlung von Fördermitteln, die Verzinsung von Steuererstattungen und 
Zinsen für Kassenkredite enthalten. Die Aufwendungen für Investitionskredite sinken im Finanzplanungszeitraum nach dem Verzicht auf die geplante Kreditaufnahme 
zur Finanzierung des Neubaus des Feuerwehrdepots im Ortsteil Neugersdorf und den Sondertilgungen nach Auslaufen der Zinsbindungsfristen deutlich.  
 
Übersicht über die Entwicklung der Zins- und ähnliche Aufwendungen 
 

Zinsen und 
ähnliche Aufwendungen 

Vorläufiges       
Ergebnis 2019 

Ansatz 2020 
(Vorjahr) 

Ansatz 2021 
(Planjahr) 

Ansatz 2022 
(Planjahr) 

Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Zinsen für Investitionskredite 61.546 51.460 41.660 19.550 12.700 10.110 7.710 

Verzinsung von Fördermitteln 3.338 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 

Verzinsung von Steuerrückerstattungen 20.030 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 

Zinsen für Kassenkredite 0 1.000 0 0 0 0 0 

Gesamt 84.914 64.460 53.660 31.550 24.700 22.110 19.710 

 
 Transferaufwendungen und Abschreibungen auf Sonderposten für geleistete Investitionszuwendungen 

 
Unter dem Begriff Transferaufwendungen werden alle Aufwendungen zusammengefasst, die ohne eine Gegenleistung an Dritte geleistet werden. Zu den Transferauf-
wendungen zählen z.B. Schuldendiensthilfen, allgemeine Umlagen wie die Gewerbesteuerumlage und Kreisumlage sowie Zuweisungen und Zuschüsse an freie Träger.  
Für das Haushaltsjahr 2021 wurden Transferaufwendungen in Höhe von 8.933.427 EUR veranschlagt, der Anteil der Kreisumlage beträgt davon 4.516.250 EUR. Für 
das Haushaltsjahr 2022 wurden Transferaufwendungen in Höhe von 9.213.360 EUR veranschlagt, der Anteil der Kreisumlage beträgt davon 4.601.360 EUR.  
 
Übersicht über die Entwicklung der allgemeinen Schlüsselzuweisung und Kreisumlage 
 

Haushaltsjahr 
Allgemeine 

Schlüsselzuweisung 
Kreisumlage Saldo 

 EUR 

2013 3.849.360 3.714.798      134.562 

2014 4.738.203 3.597.830   1.140.373 

2015 3.998.367 3.692.930      305.437 

2016 4.259.094 3.703.040      556.054 

2017 2.525.899 4.250.755 - 1.724.856 

2018 3.402.084 4.395.069    - 992.985 
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2019 2.421.581 4.612.166 - 2.190.585 

2020 3.861.800 4.415.500    - 553.700 

2021 4.126.260 4.416.250    - 289.990 

2022 3.558.270 4.601.360 - 1.043.090 

2023 3.995.670 4.536.740    - 541.070 

2024 4.107.010 4.544.040    - 437.030 

2025 4.214.390 4.614.380    - 399.990 

 

 
 
In den nächsten beiden Haushaltsjahren wird mit einem deutlichen Anstieg der Zuweisungen und Zuschüsse an die Freien Träger für die Kinderbetreuung geplant. Der 
Anstieg ist insbesondere auf die Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben zur Kinderbetreuung für die Vor- und Nachbereitungszeit, die allgemeinen Tarifsteigerungen, 
sowie die Anpassung der Tarifverträge an den öffentlichen Dienst und die Anpassung der Betreuungsschlüssel im Krippenbereich zurückzuführen. Gegenüber dem 
vorläufigen Rechnungsergebnis 2019 wurde der Haushaltsansatz für 2021um 435.971 EUR und für 2022 um 513.361 EUR erhöht.  
 
Übersicht über die Zuweisungen und Zuschüsse an Freie Träger 
 

Bezeichnung Leistung 
Vorläufiges       

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

  EUR 

Johanniter-Kita "Kinderhaus Oberland"  36.5.2.01.01 725.080 772.800 804.000 829.000 898.000 868.000 848.000 

DRK-Kita "Knirpsenvilla"  36.5.2.01.02 346.520 384.900 381.380 401.070 399.000 399.000 399.000 

AWO-Kita "Spreequellspatzen"  36.5.2.01.03 422.334 475.600 544.000 539.000 0 0 0 

2.000.000 €

2.500.000 €

3.000.000 €

3.500.000 €

4.000.000 €

4.500.000 €

5.000.000 €

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025

Kreisumlage allgemeine Schlüsselzuweisung
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Kita "Hüpfburg"  36.5.2.01.04 168.036 131.000 181.370 181.370 182.000 182.000 182.000 

Schulhort "Schkola Oberland"  36.5.2.01.05 138.601 164.000 156.760 164.460 170.000 170.000 170.000 

AWO-Kita "Oberlandknirpse"  36.5.2.01.06 526.862 621.000 609.000 619.000 719.000 679.000 649.000 

AWO-Kita "Knirpsenland"  36.5.2.01.07 502.106 568.200 589.000 609.000 699.000 679.000 639.000 

Summe:  2.829.539 3.117.500 3.265.510 3.342.900 3.067.000 2.977.000 2.887.000 

Steigerung gegenüber Basis 2019   287.961 435.971 513.361 237.461 147.461 57.461 

 
 sonstige ordentliche Aufwendungen 

 
Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen umfassen alle Geschäftsaufwendungen, die für die laufende Verwaltungstätigkeit notwendig sind. Dazu gehören zum Beispiel 
Büromaterial, Post- und Fernmeldegebühren, Bücher, Sachverständigen- und Gerichtskosten, Versicherungen, Mitgliedschaften in Vereinen und Verbänden, Aufwen-
dungen für ehrenamtliche Tätigkeit und die Öffentlichkeitsarbeit. Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen wurden im Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 599.680 EUR 
und im Haushaltsjahr 2022 in Höhe von 622.930 EUR veranschlagt.  
 
8.2. Darstellung der Ein- und Auszahlungsarten 
 

Ein- und Auszahlungsarten 
 

Vorläufiges       
Ergebnis 2019 

Ansatz 2020 
(Vorjahr) 

Ansatz 2021 
(Planjahr) 

Ansatz 2022 
(Planjahr) 

Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

EUR 

1 Steuern und ähnliche Abgaben 10.271.551 10.081.350 9.204.300 9.339.300 9.524.300 9.712.300 9.719.300 

  darunter: Grundsteuer A und B 1.222.208 1.206.350 1.261.300 1.261.300 1.261.300 1.261.300 1.261.300 

  Gewerbesteuer 5.444.471 5.300.000 4.400.000 4.400.000 4.400.000 4.400.000 4.400.000 

  Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 2.684.939 2.757.000 2.610.000 2.710.000 2.880.000 3.053.000 3.060.000 

  Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 871.889 770.000 885.000 920.000 935.000 950.000 950.000 

2 + Zuwendungen und Umlagen aus laufender Verwaltungstätigkeit 8.405.298 8.776.605 8.556.702 7.093.580 7.141.246 7.526.351 7.305.256 

  darunter: allgemeine Schlüsselzuweisungen 2.421.581 3.861.800 4.126.260 3.558.270 3.995.670 4.107.010 4.214.390 

  sonstige allgemeine Zuweisungen 17.967 77.870 7.770 7.670 7.570 7.470 7.370 

4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte, ausgenommen Investitionsentgelte 438.491 459.878 426.695 435.695 433.695 432.695 432.695 

5 + privatrechtliche Leistungsentgelte 374.718 233.667 243.920 243.920 228.080 226.080 226.080 

6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 313.463 264.920 307.760 316.310 296.210 301.210 304.210 

7 + Zinsen und ähnliche Einzahlungen 432.004 327.000 389.900 398.100 471.100 508.100 508.100 

8 + sonstige haushaltswirksame Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 340.741 336.600 334.750 334.750 334.750 334.750 334.750 

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 20.576.266 20480.020 19.464.027 18.161.655 18.429.381 19.041.486 18.830.391 

10 Personalauszahlungen 4.931.393 5.321.960 5.322.750 5.620.800 5.577.500 5.604.030 5.667.470 
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12 + Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 5.052.358 3.631.216 3.906.926 3.679.004 3.556.100 3.304.150 3.296.830 

13 + Zinsen und ähnliche Auszahlungen 84.915 64.460 53.660 31.550 24.700 22.110 19.710 

14 
+ Zuwendungen, Umlagen und sonstige Transferaufwendungen aus laufender 
   Verwaltungstätigkeit 

8.465.431 9.112.465 8.933.427 9.213.360 8.671.874 9.250.675 8.983.382 

15 + sonstige haushaltswirksame Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 575.847 565.060 599.680 622.930 557.995 574.445 569.710 

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 19.109.944 18.695.161 18.816.443 19.167.644 18.388.169 18.755.410 18.527.102 

17 = Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.466.322 1.784.859 647.584 -1.005.989 41.212 286.076 303.289 

18 Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 4.967.977 5.189.832 1.755.948 1.679.650 1.976.214 1.259.034 947.270 

21 
+ Einzahlung aus der Veräußerung von Grundstücken, Gebäuden und sonstigen  
   unbeweglichen Vermögensgegenständen 

11.498 0 166.000 0 0 0 0 

22 + Einzahlungen aus der Veräußerung von übrigem Sachanlagevermögen 14.350 0 0 0 0 0 0 

25 = Einzahlungen für Investitionstätigkeit 4.993.825 5.189.532 1.921.948 1.679.650 1.976.214 1.259.034 947.270 

26 + Auszahlungen für den Erwerb immateriellen Vermögensgegenstände 23.287 5.300 7.600 5.370 91.100 8.300 7.800 

27 
+ Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken, Gebäuden und sonstigen  
   unbeweglichen Vermögensgegenständen 

83.864 73.000 25.000 20.000 20.000 20.000 20.000 

28 + Auszahlungen für Baumaßnahmen 4.393.505 5.891.553 3.608.983 2.534.600 1.758.566 1.028.600 929.984 

29 + Auszahlungen für den Erwerb von übrigem Sachanlagevermögen 185.544 552.100 435.730 100.800 784.500 456.300 72.600 

31 + Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen 170.817 332.500 200.000 200.000 200.000 200.000 200.000 

33 = Auszahlungen für Investitionstätigkeit 4.857.017 6.854.453 4.277.313 2.860.770 2.854.166 1.713.200 1.230.384 

34 = Zahlungsmittelsaldo für Investitionstätigkeit 136.808 1.664.921 -2.355.365 -1.181.120 -877.952 -454.166 283.114 

35 = Finanzmittelüberschuss/-bedarf 1.603.131 119.938 -1.707.781 -2.187.109 -836.740 -168.090 20.175 

36 + Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten  0 0 0 0 0 0 0 

38 - Auszahlungen für die Tilgung von Krediten 371.546 372.630 745.410 291.790 161.120 154.380 119.920 

    darunter: Auszahlungen für außerordentliche Tilgung 0 1.900 407.450 31.690 0 0 0 

40 = Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstätigkeit -371.546 -372.630 -745.410 -291.790 -161.120 -154.380 -119.920 

41 = Änderung des Finanzmittelbestandes im Haushaltsjahr 1.231.585 -252.692 -2.453.191 -2.478.899 -997.860 -322.470 -99.745 

44 Einzahlungen aus durchlaufenden Geldern 66.653 0 0 0 0 0 0 

45 Auszahlungen aus durchlaufenden Geldern -13.115 0 0 0 0 0 0 

46 = haushaltsunwirksame Vorgänge 79.768 0 0 0 0 0 0 

47 = Überschuss oder Bedarf an Zahlungsmitteln im Haushaltsjahr  1.311.353 -252.692 -2.453.191 -2.478.899 -997.860 -322.470 -99.745 

48 = Einzahlungen aus übertragenen Ermächtigungen der Vorjahre 0 0 2.947.304     

    darunter: Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 0 0 2.759.084 0 0 0 0 

49 = Auszahlungen aus übertragenen Ermächtigungen der Vorjahre 0 0 5.500.247     

    darunter: Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 0 0 4.506.665 0 0 0 0 

50 = Überschuss oder Bedarf an Zahlungsmitteln im Haushaltsjahr 1.311.535 -252.692 -5.006.134 -2.478.899 -997.860 -322.470 -99.745 
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51 Einzahlung aus der Aufnahme von Kassenkrediten 0 0 0 0 0 0 0 

52 Auszahlung für die Tilgung von Kassenkrediten 0 0 0 0 0 0 0 

53 Veränderung des Bestandes an Zahlungsmitteln im Haushaltsjahr 1.311.353 -252.692 -5.006.134 -2.478.899 -997.860 -322.470 -99.745 

54 voraussichtlicher Bestand an liquiden Mitteln zu Beginn des Haushaltsjahres 5.430.116 1.084.751 9.347.697 4.341.563 1.862.664 864.804 542.334 

55 voraussichtlicher Bestand an liquiden Mitteln am Ende des Haushaltsjahres 6.741.469 832.059 4.341.563 1.862.664 864.804 542.334 442.589 

 
8.2.1. Ein- und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
 
Den im Ergebnishaushalt 2021 geplanten ordentlichen Erträgen in Höhe von 19.913.247 EUR stehen im Finanzhaushalt Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
in Höhe von 19.464.027 EUR gegenüber. Den im Ergebnishaushalt 2021 geplanten ordentlichen Aufwendungen in Höhe von 21.535.983 EUR stehen im Finanzhaushalt 
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit in Höhe von 18.816.443 EUR gegenüber. Den im Ergebnishaushalt 2022 geplanten ordentlichen Erträgen in Höhe von 
19.588.155 EUR stehen im Finanzhaushalt Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit in Höhe von 18.161.655 EUR gegenüber. Den im Ergebnishaushalt 2022 
geplanten ordentlichen Aufwendungen in Höhe von 21.363.996 EUR stehen im Finanzhaushalt Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit in Höhe von 19.167.644 
EUR gegenüber. Diese Abweichung in den Haushaltsjahren resultiert aus den nicht ergebniswirksamen Aufwendungen für Abschreibungen und die Erträge aus der 
Auflösung von Sonderposten sowie dem veranschlagten Sonderergebnis zur Schadensbeseitigung des Unwetterereignisses vom 09.06.2013. 
 
8.2.2. Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 
 
Im Haushaltsjahr 2021 wurden Einzahlungen für Investitionstätigkeit in Höhe von 1.921.948 EUR und Auszahlungen für Investitionstätigkeit in Höhe von 4.277.313 EUR 
und im Haushaltsjahr 2022 Einzahlungen für Investitionstätigkeit in Höhe von 1.679.650 EUR und Auszahlungen für Investitionstätigkeit in Höhe von 2.860.770 EUR 
veranschlagt.  
 
Übersicht über die Entwicklung des Zahlungsmittelsaldos aus Investitionstätigkeit 
 

Produktbereich 
Vorläufiges       

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Einzahlungen für Investitionstätigkeit 4.993.825 5.189.532 1.921.948 1.679.650 1.976.214 1.259.034 947.270 

Auszahlungen für Investitionstätigkeit 4.857.017 6.854.453 4.277.313 2.860.770 2.854.166 1.713.200 1.230.384 

Zahlungsmittelsaldo aus Investitionstätigkeit 136.808 -1.664.921 -2.355.365 -1.181.120 -877.952 -454.166 -283.114 

 
Die Investitionsvolumen in den einzelnen Produktbereichen weisen große Unterscheide auf. Insbesondere in den Bereichen Sicherheit und Ordnung, Räumliche Pla-
nung und Entwicklung sowie Verkehrsflächen sind Schwerpunkte der geplanten Investitionen zu finden. Eine Einzeldarstellung der erheblichen Investitionen und Inves-
titionsförderungsmaßnahmen erfolgt im Abschnitt 10. 
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Übersicht der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit je Produktbereich 
 

Produktbereich 
Vorläufiges       

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Innere Verwaltung 25.498 445.000 617.000 130.000 0 0 0 

Sicherheit und Ordnung 17.204 81.825 69.250 0 463.000 194.000 23.700 

Schulträgeraufgaben 3.627 0 0 0 0 0 0 

Kultur und Wissenschaft 0 12.500 0 0 0 0 0 

Kinder-, Jugend- und Familienhilfe  8.451 0 0 0 0 0 0 

Sportförderung 60.000 0 0 0 0 0 0 

Räumliche Planung und Entwicklung 2.559.605 3.004.146 483.988 356.400 311.044 197.734 41.990 

Bau- und Grundstücksordnung 0 0 0 0 0 0 0 

Ver- und Entsorgung 0 0 0 0 0 0 0 

Verkehrsflächen und –anlagen; 
Öffentlicher Personennahverkehr 

198.258 1.079.350 594.000 1.092.000 874.500 525.000 525.000 

Natur- und Landschaftspflege 0 0 0 0 0 0 0 

Wirtschaft und Tourismus 0 0 0 0 0 0 0 

Allgemeine Finanzwirtschaft 218.895 566.711 157.710 101.250 327.670 342.300 356.580 

Besondere Schadensereignisse 1.902.287      0 0 0 0 0 0 

Gesamt 4.993.825 5.189.532 1.921.948 1.679.650 1.976.214 1.259.034 947.270 

 
Übersicht der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit je Produktbereich 
 

Produktbereich 
Vorläufiges       

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Innere Verwaltung 236.360 1.350.300 1.972.300 756.670 168.100 57.100 61.300 

Sicherheit und Ordnung 63.721 183.100 360.030 12.000 855.000 420.000 166.600 

Schulträgeraufgaben 11.720 10.000 12.500 0 0 0 0 

Kultur und Wissenschaft 0 29.000 0 0 0 0 0 

Kinder-, Jugend- und Familienhilfe  36.995 7.500 14.000 0 0 0 0 

Sportförderung 8.056 0 10.000 0 0 0 0 

Räumliche Planung und Entwicklung 2.056.213 3.481.553 725.983 534.600 466.566 296.600 62.984 
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Bau- und Grundstücksordnung 0 0 0 0 0 0 0 

Ver- und Entsorgung 0 0 0 0 0 0 0 

Verkehrsflächen und –anlagen; 
Öffentlicher Personennahverkehr 

1.025.517 1.785.500 1.113.000 1.510.000 1.345.000 920.000 920.000 

Natur- und Landschaftspflege 0 7.500 7.500 7.500 7.500 7.500 7.500 

Wirtschaft und Tourismus 0 0 62.000 40.000 12.000 12.000 12.000 

Allgemeine Finanzwirtschaft 0 0 0 0 0 0 0 

Besondere Schadensereignisse 1.418.435 0 0 0 0 0 0 

Gesamt 4.857.017 6.854.453 4.277.313 2.860.770 2.854.166 1.713.200 1.230.384 

 
8.2.3. Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 
 
Der Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstätigkeit umfasst die Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten und die Auszahlungen für die Tilgung von Krediten und 
diesen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften für Investitionen. Der kommunale Eigenanteil für die Inanspruchnahme von Fördermitteln wird im Haushalts- 
und Finanzplanungszeitraum aus Eigenmitteln finanziert. Die weiteren Auszahlungen erfolgen in Höhe der vereinbarten Tilgung der laufenden Kredite.  
 
8.3. Entwicklung der Verbindlichkeiten 
 
Die Verbindlichkeiten gliedern sich in Verbindlichkeiten in Form von Anleihen, aus Kreditaufnahmen, aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsge-
schäften, aus Lieferungen und Leistungen, aus Transferleistungen und in sonstige Verbindlichkeiten. 
 
Übersicht über die Entwicklung der Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen  
 

Haushaltsjahr Stand 01.01. Tilgung Sondertilgung Neuaufnahme Kredit Stand 31.12. durchschnittlich Tilgungsdauer 

 EUR % 

2015 4.824.738 552.710  0 4.272.027 8,73 

2016 4.272.027 567.695  0 3.704.332 7,53 

2017 3.704.332 526.440  0 3.177.892 7,04 

2018 3.177.892 388.250  0 2.789.642 8,19 

2019 2.789.642 371.546  0 2.418.096 7,51 

2020 2.418.096 370.723 1.896 0 2.045.477 6,52 

2021 2.045.477 337.960 407.450 0 1.300.067 6,05 

2022 1.300.067 260.100 31.690 0 1.008.277 5,00 

2023 1.008.277 161.120  0 847.157 6,26 

2024 847.157 154.380  0 692.777 5,49 

2025 692.777 119.920  0 572.857 5,78 
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Die durchschnittliche Tilgungsdauer wird wie folgt ermittelt: Höhe der Verbindlichkeiten gemäß Muster 18 Nr. 1 bis 3 VwV KomHSys zu § 1 Abs. 3 Nr. 4 SächsKomHVO 
zum 01.01. des Haushaltsjahres, geteilt durch die im Haushaltsjahr veranschlagten Auszahlungen für die ordentliche Tilgung von Krediten und wirtschaftlich gleichkom-
menden Rechtsgeschäften (§ 3 Abs. 1 Nr. 37 SächsKomHVO, ohne Umschuldungen und außerordentliche Tilgung), einschließlich der als Investitionsauszahlungen 
veranschlagten Tilgungsanteile für Zahlungsverpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften (vgl. § 3 Abs. 2 letzter Halbsatz SächsKomHVO).  
 
Die durchschnittliche Tilgungsdauer zum 01.01.2021 beträgt 6,05 Jahre.  
 
8.4. Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährverträgen und ihnen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften 
 
Die Stadt Ebersbach-Neugersdorf hat mit Stand 01.01.2021 keine Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährverträgen und ihnen wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsgeschäften. 
 
8.5. Entwicklung der durchschnittlichen Nutzungsdauer des Anlagevermögens 
 
Die durchschnittliche Nutzungsdauer ergibt sich aus der Summe der ursprünglichen Anschaffungs- und Herstellungskosten aller zum Beginn des Haushaltsjahres im 
Anlagevermögen erfassten abnutzbaren Vermögensgegenstände, geteilt durch die im Haushaltsjahr veranschlagten Aufwendungen für Abschreibungen gemäß                   
§ 2 Abs.1 Nr.14 SächsKomHVO. Die durchschnittliche Nutzungsdauer des Anlagevermögens wurde für alle festgestellten Jahresabschlüsse ermittelt. Sie betrug mit 
Stand 2017 insgesamt 42 Jahre. 
 
Übersicht über die Entwicklung der durchschnittlichen Nutzungsdauer 
 

Durchschnittliche Nutzungsdauer 
des Anlagevermögens 

JA 2013 JA 2014 JA 2015 JA 2016 JA 2017 

 TEUR 

Anschaffungs- und Herstellungskosten 104.461.994,71 € 112.398.574,57 € 114.859.727,80 € 116.664.931,26 € 119.420.636,58 € 

Aufwendungen für Abschreibungen 2.790.862,92 € 2.660.283,94 € 2.754.686,12 € 2.762.657,81 € 2.852.276,09 € 

Durchschnittliche Nutzungsdauer in Jahren 37 42 42 42 42 

 
  

4.272.027 €
3.704.332 €

3.177.892 € 2.789.642 € 2.418.096 € 2.045.477 € 1.300.067 € 1.008.277 € 847.157 € 692.777 € 572.857 €

2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025
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9. Entwicklung des Gesamtergebnisses, des Fehlbetrages aus Alt-Investitionen und der Rücklagen 
 
Die nachfolgenden Darstellungen der Entwicklungen des Gesamtergebnisses, der verrechneten Fehlbeträge mit dem Basiskapital, der Rücklagen und des Basiskapitals 
stellen nur eine Hochrechnung dar. Mit den Feststellungen der Jahresrechnungen 2018 bis 2020 werden sich diese Positionen noch verändern. In der Haushalts- und 
Finanzplanung 2021 bis 2025 wird jeweils ein Fehlbetrag im Gesamtergebnis ausgewiesen. Nach der vollständigen Verrechnung des Saldos aus Abschreibungen und 
aufgelösten Sonderposten für Altinvestitionen bis 2017 mit dem Basiskapital gemäß § 72 Abs.3 Satz 3 SächsGemO wird in den Haushalts- und Finanzplanjahren 2021 
und 2023 bis 2025 ein jährlicher Überschuss erwirtschaftet. Der geplante Überschuss wird an die Rücklage des ordentlichen Ergebnisses zugeführt. Im Haushaltsjahr 
2022 wird der verbleibende Fehlbetrag in Höhe von 1.059.219 EUR durch eine Entnahme aus der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses gedeckt. 
Der Stand der Rücklage aus den festgestellten Jahresabschlüssen 2013 bis 2017 beträgt derzeit 8.252.222 EUR. 
 
Übersicht über die Entwicklung des Gesamtergebnisses  
 

 
Vorläufiges       

Ergebnis 2019 
Vorläufiges  

Ergebnis 2020 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Ordentliches Ergebnis -1.558.109 -1.324.566 -1.622.736 -2.227.139 -1.093.778 -850.054 -770.361 

Abdeckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren 0 0 0 0 0 0 0 

Sonderergebnis 2.008.353 1.400.000 1.000.000 0 0 0 0 

Abdeckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren 0 0 0 0 0 0 0 

Gesamtergebnis als Überschuss oder Fehlbetrag 450.244 75.434 -622.736 -2.227.139 -1.093.778 -850.054 -770.361 

Verrechnung mit Basiskapital gemäß § 72 Abs.3 Satz 3 SächsGemO 0 1.443.105 1.198.050 1.167.920 1.101.420 1.034.760 967.280 

Veranschlagtes Gesamtergebnis als Überschuss oder Fehlbetrag 450.244 1.518.539 575.314 -1.059.219 7.642 184.706 196.919 

Fehlbetragsabdeckung: 
Entnahme Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 

0 0 0 1.059.219 0 0 0 

 
Übersicht zur Ermittlung der Fehlbeträge aus Abschreibungen auf Alt-Investitionen 
 

Position 

Vorläufiges 
Ergebnis 2019 

Vorläufiges 
Ergebnis 2020 

Ansatz 2021 
(Planjahr) 

Ansatz 2022 
(Planjahr) 

Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

EUR 

Abschreibungen auf Alt-Investitionen 2.796.433 2.415.279 2.454.450 2.401.560 2.321.450 2.211.890 2.037.240 

Erträge aus Zuschreibungen auf Alt-Investitionen 1.283.970 1.251.996 1.256.400 1.233.640 1.220.030 1.177.130 1.069.960 

Fehlbetrag aus Abschreibung gemäß § 72 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO  
im ordentlichen Ergebnis 

1.512.463 1.163.283 1.198.050 1.167.920 1.101.420 1.034.760 967.280 

zur Verrechnung veranschlagter Fehlbetrag aus Abschreibung  
gemäß § 72 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO im ordentlichen Ergebnis 

1.512.463 1.163.283 1.198.050 1.167.920 1.101.420 1.034.760 967.280 
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Übersicht über die Entwicklung des Basiskapitals, der Rücklagen und der vorgetragenen Fehlbeträge 
 

Position 

Vorläufiges  
Ergebnis 2019 

Vorläufiges  
Ergebnis 2020 

Ansatz 2021 
(Planjahr) 

Ansatz 2022 
(Planjahr) 

Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

EUR 

    Basiskapital 66.901.795 65.738.512 64.540.462 63.372.542 62.271.122 61.236.362 60.269.082 

    darunter: 
Betrag des Basiskapitals, der gemäß § 72 Abs.3 Satz 4 der 
SächsGemO nicht zur Verrechnung herangezogen werden 
darf 

23.307.815 23.307.815 23.307.815 23.307.815 23.307.815 23.307.815 23.307.815 

    Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 6.539.816 6.946.466 6.946.466 5.887.247 5.887.247 5.887.247 5.887.247 

    darunter: 
Betrag der Rücklagen aus der Verrechnung gemäß § 72 
Abs.3 Satz 3  SächsGemO 

3.060.168 4.223.451 5.4215.01 5.887.247 5.887.247 5.887.247 7.335.733 

    Rücklagen aus Überschüssen des Sonderergebnisses 5.294.893 6.932.563 7.507.877 7.507.877 7.507.877 7.507.877 7.507.877 

    darunter: 
Betrag der Rücklagen aus der Verrechnung gemäß § 72 
Abs.3 Satz 3 SächsGemO einschließlich der Übertragung ge-
mäß § 24 Abs.3 Satz 2 SächsKomHVO 

0 0 0 0 0 0 0 

    Fehlbeträge 0 0 0 0 0 0 0 

 

10. Planung von erheblichen Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
 
Im Haushalts- und Finanzplanungszeitraum werden eine Reihe von Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen durchgeführt. Nachfolgend werden alle Einzel-
maßnahmen gemäß § 6 Satz 3 Nr. 4 SächsKomHVO dargestellt, welche im Planungszeitraum einen Investitionsumfang von mehr als 50.000 EUR haben (Summe der 
Auszahlungen 2021-2025 aus Investitionstätigkeit). 
 
Übersicht über erhebliche Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen 2021 - 2025 
 

Pro-
dukt-

bereich 
Investitionsmaßnahme 

Ansatz 2021 
(Planjahr) 

Ansatz 2022 
(Planjahr) 

Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

Summe 

  EUR 

11 Umsetzung Brandschutzkonzept Andert-Oberschule 148.000 0 0 0 0 148.000 

11 Erwerb Fahrzeuge u. Transportmittel – Bauhof, Technische Dienste 75.000 25.000 0 0 0 100.000 

11 Neubau Feuerwehrdepot OT Neugersdorf 1.625.000 650.000 0 0 0 2.275.000 

11 Erwerb Lizenzen (Verwaltung) – EDV 6.400 3.900 83.900 3.900 3.900 102.000 

12 Ersatzbeschaffung Fahrzeuge FFW OT Ebersbach 80.000 0 720.000 0 0 800.000 

12 Ersatzbeschaffung Fahrzeuge FFW OT Neugersdorf 130.000 0 0 420.000 0 550.000 

12 Löschwasserentnahmestellen - allgemein 135.000 0 135.000 0 135.000 405.000 
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51 Kofinanzierung Fichte-GS (Investkraft) SUO-A Aufwertung Ngdf. 147.483 0 0 0 0 147.483 

51 Renaturierung Freiflächen Oberland – Ebb.-Oberland 2014-2020 0 0 200.000 27.000 0 227.000 

51 Allg. Maßnahmen SUO-A Aufwertungsgebiet Ngdf. 230.000 332.500 264.066 267.100 60.484 1.154.150 

51 Zentraler Spielplatz Sachsenstr. – Ebb.-Oberland 2014-2020 171.000 0 0 0 0 171.000 

51 Sanierung/Neuerschließung Fuß-/Radwege – Ebb.-Oberl. 2014-2020 0 157.000 0 0 0 157.000 

51 Außenanlagen Hofeweg 41 – Ebb.-Oberland 2014-2020 175.000 42.600 0 0 0 217.600 

54 Straßenbau 893.000 1.290.000 1.125.000 700.000 700.000 4.708.000 

54 RW-Kanalbaumaßnahmen  200.000 200.000 200.000 200.000 200.000 1.000.000 

54 Straßenbeleuchtung - Umbau  und Erweiterung  20.000 20.000 20.000 20.000 20.000 100.000 

57 Bismarckturmareal (GRW-Infra) – Tourismus 50.000 0 0 0 0 50.000 

57 Baumaßnahmen – Jacobimarkt 12.000 40.000 12.000 12.000 12.000 88.000 

 

11. Entwicklung des Zahlungsmittel- und Finanzierungsmittelsaldos 
 
Der Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit umfasst alle zahlungsrelevanten Geschäftsvorfälle des Ergebnishaushaltes, zuzüglich sonstiger haushalts-
wirksamer Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit.  
 
Übersicht über die Entwicklung des Zahlungsmittelüberschusses oder Zahlungsmittelbedarfs aus laufender Verwaltungstätigkeit 
 

 
Vorläufiges   

Ergebnis 
2019 

Ansatz 2020 
(Vorjahr) 

Ansatz 2021 
(Planjahr) 

Ansatz 2022 
(Planjahr) 

Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.466.323 1.784.859 647.584 -1.005.989 41.212 286.076 303.289 

Zahlungsmittelsaldo aus Investitionstätigkeit 136.808 -1.664.921 -2.355.365 -1.181.120 -877.952 -454.166 -283.114 

Finanzierungsmittelüberschuss oder -bedarf 1.603.131 119.938 -1.707.781 -2.187.109 -836.740 -168.090 20.175 

 
Im Planungszeitraum 2021-2025 beträgt der Überschuss aus dem Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 272.172 EUR. Zur Berechnung des Finanzie-
rungsmittelbedarfs werden zuzüglich zum Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit auch die Einzahlungen und Auszahlungen für Investitionstätigkeit in 

Höhe von -5.151.717 EUR berücksichtigt. Im Ergebnis beträgt der Finanzierungsmittelbedarf im Zeitraum 2021 bis 2025 insgesamt 4.879.545 EUR. 
 

 Umfang der Kassenkredite 
  
In der Haushaltssatzung wird zur Sicherstellung der rechtzeitigen Leistung der Auszahlungen der Höchstbetrag des Kassenkredites auf 3.500.000 EUR pro Jahr festge-
legt. Auf Grund der Vorfinanzierung im Rahmen der Städtebauförderung, der Baumaßnahmen „Neubau des Feuerwehrdepots“ im Ortsteil Neugersdorf und der Schwan-
kungen im Bereich der Gewerbesteuer ist weiterhin eine kurzfristige Liquiditätsbereitstellung notwendig. Gemäß § 84 Abs.3 Sächsischen Gemeindeordnung (Sächs-
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GemO) ist der Höchstbetrag des Kassenkredits im Rahmen der Haushaltssatzung genehmigungsfrei, wenn er ein Fünftel der im Finanzhaushalt veranschlagten Aus-
zahlungen für die laufende Verwaltungstätigkeit nicht übersteigt. Der Kassenkredit in Höhe von 3.500.000 EUR ist im Haushaltsplan 2021/2022 genehmigungsfrei. 
 

 Entwicklung der Liquiditätsreserve 
 
Bei der Liquiditätsreserve handelt es sich um den im Haushaltsjahr verfügbaren Betrag aus liquiden Mitteln, Wertpapieren des Umlaufvermögens und kurzfristige For-
derungen, der nicht für Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit, sowie für Investitions- und Finanzierungstätigkeit benötigt wird. Die Entwicklung der Liquidi-
tätsreserve wurde gemäß § 6 Satz 3 Nr.5 in Verbindung mit § 59 Nr. 35 SächsKomHVO, ausgehend von der bestehenden Liquiditätsreserve per 31.12.2020 ermittelt. 
Die Ermittlung berücksichtigt die Veränderung des bestehenden Zahlungsmittelüberschusses aufgrund geplanter Ein- und Auszahlungen und die Entnahme aus der 
Liquiditätsreserve zur Deckung des Finanzhaushaltes.  
 
In den Haushaltsjahr 2021 und 2022 wird der Liquiditätsreserve ein Betrag von 4.932.090 EUR entnommen, der in Höhe von 358.405 EUR zur Deckung des Zahlungs-
mittelsaldos aus Verwaltungstätigkeit, in Höhe von 3.536.485 EUR zur Deckung des Zahlungsmittelsaldos aus Investitionstätigkeit und in Höhe von 1.037.200 EUR zur 
Deckung des Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstätigkeit verwendet wird. Der negative Zahlungsmittelsaldo aus Verwaltungstätigkeit im Haushaltsjahr 2022 ist durch 
eine deutlich geringere Einzahlung bei der allgemeinen Schlüsselzuweisung begründet, welche unter anderem durch die erhöhten Gewerbesteuereinzahlungen 
2019/2020 und die Sonderzuweisungen des Freistaates zur Bewältigung der coronabedingten Mindereinnahmen im Bereich der Gewerbesteuer entstand.  
 
Ab dem Haushaltsjahr 2023 wird jährlich im Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit ein Überschuss erwirtschaftet, um die ordentliche Tilgung von Kre-
diten und kreditähnlichen Rechtsgeschäften (Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstätigkeit) zu finanzieren. Der Finanzmittelbestand wird im Haushaltsjahr 2021 wei-
terhin durch übertragene Ermächtigungen der Vorjahre reduziert.  
 
Übersicht über die Entwicklung des Finanzmittelbestandes und des Zahlungsmittesaldos  
 

 
Vorläufiges   

Ergebnis 
2019 

Ansatz 2020 
(Vorjahr) 

Ansatz 2021 
(Planjahr) 

Ansatz 2022 
(Planjahr) 

Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.466.323 1.784.859 647.584 -1.005.989 41.212 286.076 303.289 

Zahlungsmittelsaldo aus Investitionstätigkeit 136.808 -1.664.921 -2.355.365 -1.181.120 -877.952 -454.166 -283.114 

Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstätigkeit -371.546 -372.630 -745.410 -291.790 -161.120 -154.380 -119.920 

Änderung des Finanzmittelbestandes 1.231.585 -252.692 -2.453.191 -2.478.899 -997.860 -322.470 -99.745 

Haushaltsunwirksame Vorgänge 79.768 0 0 0 0 0 0 

Einzahlungen aus übertragenen Ermächtigungen der Vorjahre 0 0 2.947.304 0 0 0 0 

Auszahlungen aus übertragenen Ermächtigungen der Vorjahre 0 0 5.500.247 0 0 0 0 

Veränderung des Bestandes an Zahlungsmitteln  
im Haushaltsjahr 

1.311.353 -252.692 -5.006.134 -2.478.899 -997.860 -322.470 -99.745 

 
Eine Entnahme aus der Liquiditätsreserve in den Jahren 2021 bis 2025 in einer Gesamthöhe von 8.905.108 EUR ist mit Stand der liquiden Mittel zum 01.01.2021 
(9.356.587 EUR) gewährleistet. Der Bestand an liquiden Mitteln am Ende des Haushaltsjahres 2025 beträgt 451.479 EUR.  
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Übersicht über die Entwicklung der Liquiditätsreserve 
 

 
Vorläufiges   

Ergebnis 
2019 

Ansatz 2020 
(Vorjahr) 

Ansatz 2021 
(Planjahr) 

Ansatz 2022 
(Planjahr) 

Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Bestand an liquide Mitteln zu Beginn des Haushaltsjahres  5.430.116 1.084.751 9.356.587 4.350.453 1.871.554 873.694 551.224 

Veränderung des Bestandes an Zahlungsmitteln im Haushaltsjahr 1.311.353 -252.692 -5.006.134 -2.478.899 -997.860 -322.470 -99.745 

Bestand an liquide Mitteln am Ende des Haushaltsjahres 6.741.469 832.059 4.350.453 1.871.554 873.694 551.224 451.479 

 

12. Haushaltsstrukturmaßnahmen 
 
Der Stadtrat der Stadt Ebersbach-Neugersdorf hatte im Rahmen der Fusion der Städte Ebersbach/Sa. und Neugersdorf mit Beschluss-Nr. 2011/58/STR am 02.05.2011 
ein freiwilliges Haushaltssicherungskonzept 2011-2014 aufgestellt. Mit Beschluss-Nr. 2011/144/STR wurde die Fortschreibung des freiwilligen Haushaltssicherungskon-
zeptes 2011-2014 verabschiedet. Der Stadtrat hat nach der Diskussion zum Haushaltsplan 2015/2016 erneut ein freiwilliges Haushaltsstrukturkonzept 2015-2019 auf-
gestellt, welches am 01.06.2015 mit Beschluss Nr. 2015/45/STR verabschiedet wurde.  
 
Die Einzelmaßnahmen des Konzeptes betreffen Maßnahmen zur Reduzierung des Personalaufwandes, des sächlichen Verwaltungs- und Betriebsaufwandes und Ver-
änderungen in der Beteiligungsverwaltung. Eine ausführliche Begründung der Einzelmaßnahmen und der Einsparpotentiale erfolgte mit der Beschlussvorlage zum 
freiwilligen Haushaltsstrukturkonzept 2015-2019. In einer Klausurtagung wurde dem Stadtrat ein Zwischenbericht über die Umsetzung der Einzelmaßnahmen vorgestellt. 
Im Rahmen der Beratungen im Stadtrat und Verwaltungsausschuss zum Haushalt 2019/2020 wurden die Umsetzungsmaßnahmen zur Personalkostenreduzierung 
vorgestellt und in den Haushaltsplan aufgenommen.  
 
Die positive Haushaltsentwicklung der letzten Jahre konnte im Rahmen der Haushaltsaufstellung 2021/2022 nicht fortgeschrieben werden, die Auswirkungen der Corona-
Pandemie haben zu deutlichen Veränderungen in den Erträgen aus Steuern und Finanzzuweisungen geführt. Mit der Umschichtung der FAG-Mittel von der investiven 
zur allgemeinen Schlüsselzuweisung wurde zwar die Deckung der Aufwendungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit verbessert, die Investitionsmöglichkeiten der 
Gemeinden in den Jahren 2021 und 2022 aber gleichzeitig stark reduziert. 
 
Der Stadtrat hat sich deshalb in der 1. Lesung zum Haushalt 2021/2022 am 17.12.2020 zur Aufstellung eines freiwilligen Haushaltsstrukturkonzeptes 2021-2025 ver-
ständigt. Einen wesentlichen Bestandteil des Haushaltsstrukturkonzeptes soll dabei ein Personalentwicklungskonzept entsprechend der kommunalen Aufgaben der 
Stadt Ebersbach-Neugersdorf mit einer Größe von 11.000 Einwohnern bilden.  
 

13. Auswirkungen der Bevölkerungsstatistik 
 
Die Prognose zur Bevölkerungsentwicklung verdeutlicht, die Bevölkerung der Stadt Ebersbach-Neugersdorf wird sich in den nächsten Jahren kontinuierlich verringern. 
Der Einwohnerverlust wird sich im Zeitraum zwischen 01.01.2021 bis 31.12.2025 weiter fortsetzen. Aus diesem Grund sind die nachhaltige Anpassung der kommunalen 
Infrastruktur sowie die Zusammenlegung von dezentralen Standorten zwingend erforderlich. Die Pro-Kopf-Kosten für die Erhaltung der vorhandenen Infrastruktur werden 
in den folgenden Jahren weiter ansteigen.  
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Übersicht über die Einwohnerentwicklung seit dem Städtezusammenschluss und Prognose im Haushalts- und Finanzplanzeitraum    
 

Jahr Einwohner Abnahme pro Jahr Abnahme gegenüber Basis 31.12.2011 

31.12.2011 13.492 --- --- 

31.12.2012 13.272 - 220 - 220 

31.12.2013 12.951 - 321 - 541 

31.12.2014 12.713 - 238 - 779 

31.12.2015 12.484 - 229 - 1.008 

31.12.2016 12.265 - 219 - 1.227 

31.12.2017 12.072 - 193 - 1.420 

31.12.2018 11.994 - 78 - 1.498 

31.12.2019 11.853 - 141 - 1.639 

30.06.2020 11.758 - 95 - 1.734 

Prognose 31.12.2021 11.630 -128 -1.862 

Prognose 31.12.2022 11.530 -100 -1.962 

Prognose 31.12.2023 11.430 -100 -2.062 

Prognose 31.12.2024 11.330 -100 -2.162 

Prognose 31.12.2025 11.230 -100 -2.262 

 

14. Haushaltswirtschaftliche Belastungen 
 
14.1 Finanzbeziehungen zu städtischen Unternehmen sowie Beteiligungen 
 
Die kommunalrechtlichen Bedingungen, unter denen sich eine Gemeinde wirtschaftlich betätigen kann, sind in der Sächsischen Gemeindeordnung (SächsGemO) fest-
gelegt. Gemeinden können sich zur Erledigung ihrer Aufgaben gemäß § 97 SächsGemO Unternehmen des Privatrechts bedienen. Die Stadt Ebersbach-Neugersdorf ist 
an 5 Unternehmen unmittelbar beteiligt. Aus den Finanzbeziehungen bestehen derzeit keine haushaltswirtschaftlichen Belastungen (Aufwendungen) aus der Verlustab-
deckung, aus Umlagen, aus der Übernahme von Bürgschaften, aus Gewährverträgen sowie durch andere Sicherheiten.  
 
Im Rahmen der Haushaltsplanung wurde die Veränderung der Beteiligungsstruktur der kommunalen Unternehmen SWO GmbH und EWU GmbH berücksichtigt. Der 
Wirtschaftsplan des kommunalen Unternehmen SWO GmbH weist in den nachfolgenden Haushaltsjahren Gewinne aus, die an das Unternehmen EWU GmbH ausge-
schüttet werden. Die Erträge aus der Beteiligung werden im Wirtschaftsplan der EWU GmbH als Zuführung in die Gewinnrücklage der Unternehmen eingestellt. Nach 
Beendigung der Ausschüttungssperre erfolgt ab dem Haushaltsjahr 2021 eine anteilige Ausschüttung der geplanten Gewinne der EWU GmbH.  
 
In den zurückliegenden Haushaltsjahren konnten Erträge aus den Gewinnausschüttungen der KBO und ENSO realisiert werden. Mit der Fusion der Unternehmen ENSO 
und DREWAG zum 01.01.2021 wurden die Erträge entsprechend der ursprünglichen Gewinnerwartung der ENSO fortgeschrieben. Die Ausgleichsvereinbarung mit der 
Stadt Dresden zu Gewerbesteuermindereinnahmen nach der Fusion der Unternehmen ist in der Planung noch nicht berücksichtigt.  
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Übersicht über die unmittelbaren Beteiligungen / Sondervermögen 
 

Beteiligungen / Sondervermögen 
Vorläufiges   

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Stadtwerke Oberland GmbH (SWO) 0 0 0 0 0 00 0 

Ebersbacher Wohnungsunternehmen GmbH (EWU) 0 0 120.000 120.000 120.000 220.000 220.000 

Kommunale Beteiligungsgesellschaft mbH (KBO) 234.730 180.000 137.400 137.400 173.400 174.400 174.400 

ENSO Energie Sachsen Ost AG (ENSO) -  
(neu SachsenEnergie AG) 

113.980 89.000 72.500 95.700 95.700 95.700 95.700 

Südoberlausitzer Wasserversorgungs- und Abwas-
serentsorgungsgesellschaft mbH (SOWAG) 

0 0 0 0 0 0 0 

Gesamt 348.710 269.000 329.900 353.100 389.100 490.100 490.100 
 

 
14.2 Finanzbeziehung zum Eigenbetrieb Abwasser „Spreequellen“ 
 
Durch den Zusammenschluss der Städte Ebersbach/Sa. und Neugersdorf zur Stadt Ebersbach-Neugersdorf zum 01.01.2011 wurde der Zweckverband kraft Gesetzes 
(§ 62 Abs.4 SächsKomZG) aufgelöst. Mit der rechtswirksamen Auflösung des AZV trat die Stadt in alle Rechte und Pflichten an die Stelle des Abwasserzweckverbandes. 
Zur Erfüllung der hoheitlichen Aufgaben der Abwasserbeseitigung hat die Stadt mit Wirkung vom 01.01.2011 den Eigenbetrieb Abwasser „Spreequellen“ gegründet und 
ihm das Vermögen des Abwasserzweckverbandes „Spreequellen“ gewidmet. Gleichfalls trat der Eigenbetrieb in alle Verträge des Zweckverbandes mit Dritten ein. 
 
Der Eigenbetrieb Abwasser „Spreequellen“ erhebt auf der Grundlage des § 11 Abs.3 SächsKAG, § 9 Abs.1 i.V.m. § 2 Abs.2 , § 23 Abs.5 Sächsischen Straßengesetz 
und § 3 Abs.1 i.V.m. § 1 Abs.4 Bundesfernstraßengesetz einen Straßenentwässerungskostenanteil. Der Kostenanteil bezieht sich auf die Unterhaltung der angeschlos-
senen öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen an das Abwasserentsorgungsnetz und ist durch die Stadt zu tragen. Der Straßenentwässerungskostenanteil ist jährlich 
im Ergebnishaushalt eingestellt. 
 

 
Vorläufiges      

Ergebnis 2019 
Ansatz 2020 

(Vorjahr) 
Ansatz 2021 

(Planjahr) 
Ansatz 2022 

(Planjahr) 
Plan 2023 
(Folgejahr) 

Plan 2024 
(Folgejahr) 

Plan 2025 
(Folgejahr) 

    EUR    

Straßenentwässerungskostenanteil 216.000 216.000 216.000 216.000 216.000 216.000 216.000 

 
14.3 Bürgschaften und kreditähnliche Rechtsgeschäfte 
 
Die Stadt Ebersbach-Neugersdorf ist im Rahmen der dargestellten Finanzbeziehungen keine direkten Bürgschaften oder kreditähnliche Rechtsgeschäfte zugunsten der 
städtischen Unternehmen sowie Beteiligungen eingegangen. 
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Positionen des Ergebnishaushaltes Erläuterung

Ertragsarten

Steuern und ähnliche Abgaben
Gemeindesteuern (Grundsteuer A und B, Gewerbesteuer, Hunde-, Vergnügungssteuer) und Gemeindeanteile an Bundes- und Landessteuern 

(Einkommen-, Umsatzsteuer)

Zuwendungen, Umlagen nach Arten sowie aufgelöste Sonderposten

Schlüsselzuweisungen, Bedarfszuweisungen, sonstige allgemeine Zuweisungen, Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke, Erträge aus der 

Auflösung von Sonderposten aus Zuwendungen (Zuwendungen für investive Zwecke werden als passive

Sonderposten in der Vermögensrechnung ausgewiesen und analog den Abschreibungen für das Vermögen über die Nutzungsdauer aufgelöst. Sie sind 

somit der Gegenposten zu den Abschreibungen und entlasten die Ergebnisrechnung.)

sonstige Transfererträge Ersatz von sozialen Leistungen durch Dritte an die Stadt

öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte Verwaltungs- und Benutzungsgebühren, Schülerbeförderungsentgelt, Erträge aus der Auflösung von Sonderposten für Beiträge

privatrechtliche Leistungsentgelte 
Mieten und Pachten, Erträge aus Verkauf (z. B. von Druckerzeugnissen), sonstige privatrechtliche Erträge (z. B. Ablieferungen aus Nebentätigkeiten, 

Ersatzleistungen in Schadensfällen)

Kostenerstattungen und Kostenumlagen u. a. Erstattungen von Verwaltungskosten durch Dritte

Finanzerträge Zinsen (z. B. aus Geldanlagen), Gewinnanteile von verbundenen Unternehmen und Beteiligungen, Verzinsung von Steuernachforderungen

aktivierte Eigenleistungen und Bestandsveränderungen

Leistungen, die eine Kommune für die Herstellung von Vermögen selbst erbringt, zählen zu den Anschaffungs- und Herstellkosten. Zur vollständigen 

Bilanzierung werden diese Leistungen dem Vermögensgegenstand zugebucht und bei dem Produkt, wo Aufwand anfällt, als Ertrag gebucht. Damit wird 

der ursprüngliche Aufwand kompensiert und anschließend mit den Abschreibungen des Vermögens über die Nutzungsdauer aufgeteilt (z.B. eigene 

Planungsleistungen für Investitionen.)

sonstige ordentliche Erträge 

u. a. Konzessionsabgaben, Erstattung von Steuern, Bußgelder, Säumniszuschläge u. ä.; Erträge aus der Auflösung oder Herabsetzung von 

Wertberichtigungen auf Forderungen und Rückstellungen: Werden ursprünglich gebildete Rückstellungen der Höhe oder dem Grunde nach nicht mehr 

benötigt, werden sie ertragswirksam ausgebucht.

realisierbare außerordentliche Erträge Planbare außerordentliche Erträge ergeben sich insbesondere bei bereits beschlossenen Vermögensverkäufen.
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Positionen des Ergebnishaushaltes Erläuterung

Aufwandsarten

Personalaufwendungen 
Aufwand für Personal; neben dem Gehalt zählen hierzu auch die Beiträge zu Versorgungskassen und die Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung; 

Auch die Zuführungen zu Rückstellungen im Personalbereich zählen zu den Personalaufwendungen.

darunter: Zuführungen zu Rückstellungen für Pensionen

Die Stadt muss nach den derzeitigen gesetzlichen Regelungen Pensionsrückstellungen für die Beamten bilden, die entsprechende Anrechte erworben 

haben. Die Bezahlung der Pensionen erfolgt durch den Kommunalen Versorgungsverband Sachsen (KVS). Da die Ansprüche mit der Beschäftigung 

erworben werden, sind diese zukünftigen Verpflichtungen bereits jetzt zu bilanzieren. Dies entspricht dem Prinzip der Periodengerechtigkeit.

darunter: Zuführungen zu Rückstellungen für Entgeltzahlungen für 

Zeiten der Freistellung von der Arbeit im Rahmen der Alterteilzeit

Die Rückstellungen für Altersteilzeit sind mit Abschluss der Verträge bzw. im Rahmen der Arbeitsphase der Altersteilzeit zu bilden, da zu diesen 

Zeitpunkten die Ansprüche für die Leistungen im Rahmen der Freistellungsphase erworben werden und die Verpflichtung der Stadt zur späteren Zahlung 

besteht.

Versorgungsaufwendungen 
Ruhegelder, Unterhaltsbeiträge, Hinterbliebenen-, Witwen- und Waisenbezüge, Verschollenheitsbezüge, Sterbegelder, Unfallfürsorge, Übergangsgelder 

nach dem BeamtenVG, Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen, Überbrückungshilfen bei Vorruhestandsregelungen

Zuführungen zu Pensionsrückstellungen für Versorgungsempfänger

Bei Versorgungsaufwendungen handelt es sich um Zahlungen an Beamte im Ruhestand. Da die Pensionsrückstellungen in Chemnitz nur dargestellt, 

durch die o. g. Verfahrensweise mit dem KVS aber nicht in Anspruch genommen werden, wurde auf die Teilung der Rückstellungen für aktive 

Beschäftigte und Versorgungsempfänger verzichtet.

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen
u. a. Unterhaltung u. Bewirtschaftung von Grundstücken und baulichen Anlagen,  Mieten und Pachten, Haltung von Fahrzeugen, Dienst- u. 

Schutzkleidung, Aus- u. Fortbildung, Dienstreisen, Schülerbeförderung, Lehr- und Lernmittel 

planmäßige Abschreibungen

Planmäßige Abschreibungen stellen die Wertminderung des Vermögens durch Abnutzung und Zeitverlauf dar. I. d. R. wird die Abschreibung aus 

Anschaffungs- und Herstellkosten geteilt durch die Nutzungsdauer linear berechnet. Die Planung erfolgt sowohl für das vorhandene Vermögen als auch 

für die im Finanzplanzeitraum vorgesehenen Investitionen.

Zinsen und ähnliche Aufwendungen Aufwand für Zinsen, insbesondere für Investitions- und Kassenkredite sowie bei Rückzahlung von Fördermitteln

Transferaufwendungen z.B. Gewerbesteuerumlage, Kreisumlage, Zuwendungen für laufende Zwecke und Investitionen

Abschreibungen auf Sonderposten für geleistete 

Investitionsförderungsmaßnahmen

Zuschüsse an Dritte (einschl. verbundene Unternehmen, Beteiligungen, Zweckverbände) für laufende Zwecke; Bei Zuschüssen an Dritte zur Förderung 

von Investitionen, die mit einer Zweckbindungsfrist oder einem (Mit-)Nutzungsrecht versehen sind, wird in der Vermögensrechnung ein aktiver 

Sonderposten ausgewiesen. Durch die jährliche Auflösung dieses Sonderpostens werden die Mittel aufwandsseitig über den Zeitraum der Zweckbindung 

aufgeteilt. Soziale Leistungen

sonstige ordentliche Aufwendungen
Büromaterial, Bücher, Öffentlichkeitsarbeit, Veranstaltungskosten, Geschäftsführungskosten der Fraktionen, Erstattungszinsen Gewerbesteuer, 

Versicherungen, Sachverständigenkosten einschl. der Bildung von Rückstellungen für anhängige Gerichtsverfahren (entspricht dem Vorsichtsprinzip)

realisierbare außerordentliche Aufwendungen
Planbare außerordentliche Aufwendungen ergeben sich insbesondere bei bereits beschlossenen oder vorgesehenen Vermögensverkäufen. Die Planung 

erfolgt derzeit insbesondere für die Subventionierung von Grundstücksverkäufen in Gewerbegebieten und sonstigen Gebieten (Verkäufe unter Buchwert).
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Positionen des Finanzhaushaltes Erläuterung

Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit

Erträge und Aufwendungen weichen in einigen Fällen von den Ein- und Auszahlungen ab. Neben den generell nicht zahlungswirksamen Posten (z. B. 

Abschreibungen, Auflösung von Sonderposten, Auflösung von und Zuführung an Rückstellungen) sind z. B. auch Erträge und Aufwendungen aus 

indirekter Förderung und Subventionen nicht zahlungswirksam. Darüber hinaus gibt es nicht ergebniswirksame Zahlungen (z. B. Inanspruchnahme von 

Rückstellungen). Aus der Berechnung der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit abzüglich der Auszahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit ergibt sich der Bedarf an Zahlungsmitteln für alle laufenden Verwaltungsvorgänge. Der Zahlungsmittelsaldo aus laufender 

Verwaltungstätigkeit wird für die Beurteilung der Gesetzmäßigkeit des doppischen Haushaltes herangezogen.

investive Einzahlungen

Einzahlungen aus Investitionszuwendungen Erhaltene Fördermittel für investive Maßnahmen (z.B. inv. Schlüsselzuweisung, Investitonspauschale)

Einzahlungen aus Investitionsbeiträgen und ähnlichen Entgelten für 

Investitionstätigkeit
Erhaltene Beiträge für Investitionen, z. B. Straßenausbau- und Erschließungsbeiträge

Einzahlungen aus der Veräußerung von immateriellen 

Vermögensgegenständen
Einzahlungen aus dem Verkauf von immateriellen Vermögen (z. B. gewerbliche Schutzrechte)

Einzahlungen aus der Veräußerung von Grundstücken, Gebäuden 

und sonstigen Vermögensgegenständen
Einzahlungen aus dem Verkauf von Grundstücken, Gebäuden

Einzahlungen aus der Veräußerung von übrigem 

Sachanlagevermögen
Einzahlungen aus dem Verkauf von beweglichen Vermögensgegenständen (z. B. Verkauf Altfahrzeuge)

Einzahlungen aus der Veräußerung von Finanzanlagevermögen und 

von Wertpapieren des Umlaufvermögens
Einzahlungen aus dem Verkauf von Beteiligungen, Anteilen an verbundenen Unternehmen und kurzfristigen Wertpapieren

Einzahlungen für sonstige Investitionstätigkeit z. B. Rückzahlung überzahlter Bauauszahlungen durch Dritte

investive Auszahlungen

Auszahlungen für den Erwerb von immateriellen 

Vermögensgegenständen
Auszahlungen für den Erwerb von immateriellen Vermögensgegenständen  (z.B. gewerbliche Schutzrechte)

Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken, Gebäuden und 

sonstigen unbeweglichen Vermögensgegenständen

Das erworbene Vermögen findet sich auf der Aktivseite der Vermögensrechnung wieder. Die Abschreibungen für das Vermögen fließen in die 

Ergebnisrechnung als Aufwand ein, wobei Grundstücke zum nicht abnutzbaren Vermögen gehören und daher grundsätzlich nicht abgeschrieben werden.

Auszahlungen für Baumaßnahmen
Auszahlungen für Hoch- und Tiefbaumaßnahmen finden ihren Gegenposten auf der Aktivseite der Vermögensrechnung. Bis zur Inbetriebnahme werden 

sie als Anlagen im Bau dargestellt. Mit der Inbetriebnahme erfolgen die Umbuchung ins Anlagevermögen und der Abschreibungsbeginn.

Auszahlungen für den Erwerb von übrigem Sachanlagevermögen Erwerb von beweglichem Vermögen 

Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagevermögen und von 

Wertpapieren des Umlaufvermögens
Erwerb von Beteiligungen und Anteilen an verbundenen Unternehmen, Erwerb kurzfristiger Wertpapiere

Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen
Zuwendungen der Stadt für investive Zwecke Dritter werden als aktive Sonderposten in der Vermögensrechnung ausgewiesen und über die 

Zweckbindungsfrist aufgelöst (analog den Abschreibungen für eigenes Vermögen).

Auszahlungen für sonstige Investitionen Auszahlungen für sonstige Investitionstätigkeit
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1

2 +

3 +

4 =

5

6 +

7 +

8 =

=

=

11

In den Zeilen 1 bis 11 sind jeweils nur für die Haushaltsjahre Beträge anzugeben, in denen eine Verrechnung gemäß § 72 Absatz 3 Satz 3 SächsGemO oder eine Umbuchung gemäß § 24 Absatz 3 Satz 2 SächsKomHVO vorgenommen wurde bzw. geplant ist.

1 
Das zum 31. Dezember 2017 festgestellte Anlagevermögen wird als Alt-Investitionen bezeichnet.

Euro

1 2 3 4 5 6

Aufwendungen aus der Veräußerung oder dem Abgang von Alt-Investitionen 0 0 0 0 0 0

2.211.890 2.037.240Abschreibungen auf Alt-Investitionen
1 2.796.433

Übersicht zu der Ermittlung der Fehlbeträge aus Abschreibungen und deren Verrechnung mit dem Basiskapital sowie zu der Entwicklung des Basiskapitals, der Rücklagen und 

der vorgetragenen Fehlbeträge 

Position

das das 2. das 3.

auf das Haushaltsjahr folgende Jahr

3

Ergebnis des 

Vorvorjahres 

(vorläufig)

Ergebnis des 

Vorjahres 

(vorläufig)

Ansatz des 

Haushaltsjahres

Ansatz des 

Haushaltsjahres

(2019) (2020 (2021) (2022)

2.415.279 2.454.450 2.321.450

Erträge aus Zuschreibungen auf Alt-Investitionen 1.283.970 1.251.996 1.256.400 1.220.030 1.177.130

2.401.560

0

1.069.960

0

Aufwand aus Alt-Investitionen (Nummern 1 bis 3) 2.796.433 2.415.279 2.454.450 2.321.450 2.211.890 2.037.240

Aufwendungen aus Zuschreibungen aus den Alt-Investitionen zugeordneten 

passiven Sonderposten
0 0 0 0 00

2.401.560

1.233.640

0

Erträge aus der Auflösung der den Alt-Investitionen zugeordneten passiven 

Sonderposten
0 0 0 0 0 0

Erträge aus der Veräußerung oder dem Abgang von Alt-Investitionen 0 0 0 0 00

0

1.069.960

Fehlbetrag aus Abschreibungen gemäß § 72 Absatz 3 Satz 3 SächsGemO 

(Nummer 8 ./. Nummer 4)
1.512.463 1.163.283 1.198.050 1.101.420 1.034.760 967.280

Erträge aus Alt-Investitionen (Nummern 5 bis 7) 1.283.970 1.251.996 1.256.400 1.220.030 1.177.1301.233.640

1.167.920

9

10

zur Verrechnung veranschlagter Fehlbetrag aus Abschreibungen gemäß § 

72 Absatz 3 Satz 3 SächsGemO
1.512.463 1.163.283 1.198.050

Fehlbetrag aus Abschreibungen im ordentlichen Ergebnis 1.512.463 1.163.283 1.198.050

Fehlbetrag aus Abschreibungen im ordentlichen Ergebnis 1.512.463 1.163.283 1.198.050

0 0 0

1.034.760 967.280

Fehlbetrag aus Abschreibungen im Sonderergebnis

1.034.760 967.280

0 0

1.034.760 967.280

Fehlbetrag aus Abschreibungen im Sonderergebnis 0 0 0 0 0 0

1.167.920

0

0

0

1.167.920

0Übertragung gemäß § 24 Absatz 3 Satz 2 SächsKomHVO 0 0 0 0 0

davon:

davon:

1.101.420

1.101.420

0

1.167.920

1.101.420
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Übersicht zu der Ermittlung der Fehlbeträge aus Abschreibungen und deren Verrechnung mit dem Basiskapital sowie zu der Entwicklung des Basiskapitals, der Rücklagen und 

der vorgetragenen Fehlbeträge 

Position

das das 2. das 3.

Ergebnis des 

Vorvorjahres 

(vorläufig)

Ergebnis des 

Vorjahres 

(vorläufig)

Ansatz des 

Haushaltsjahres

Ansatz des 

Haushaltsjahres

16

Basiskapital

Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses

Rücklage aus Überschüssen des Sonderergebnisses

Fehlbeträge

Nicht durch Kapitalposition gedeckter Fehlbetrag

0 0

5.294.893 6.932.563 7.507.877 7.507.877 7.507.877

61.236.362 60.269.082

23.307.815 23.307.815 23.307.815 23.307.815 23.307.815 23.307.815

66.901.795 65.738.512 64.540.462 62.271.122

Betrag der Rücklage aus der Verrechnung gemäß § 72 Absatz 3 Satz 

3 SächsGemO

0

6.539.816 6.946.466 6.946.466

0

6.276.514

0 0 0 0 0 0

0 0

3.060.168 4.223.451 5.421.501 5.894.889 6.079.595

7.507.877

5.894.889 6.079.595 6.276.514

das das 2.

voraussichtlicher 

Stand am 31.12.  

Vorvorjahr 

12

darunter:

darunter: Betrag der Rücklage aus der Verrechnung gemäß § 72 Absatz 3 Satz 

3 SächsGemO einschließlich der Übertragung gemäß § 24 Absatz 3 

Satz 2 SächsKomHVO

0

das 3.

auf das Haushaltsjahr folgende Jahr
Euro

1 2 3 4 5 6

Position

darunter: Betrag des Basiskapitals, der gemäß § 72 Absatz 3 Satz 4 der 

Sächsischen Gemeindeordnung nicht zur Verrechnung herangezogen 

werden darf 

0 0

0

13

14

Jahresfehlbetrag des ordentlichen Ergebnisses und Vortrag von 

Fehlbeträgen des ordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren

Jahresfehlbetrag des Sonderergebnisses und Vortrag von 

Fehlbeträgen des Sonderergebnisses aus Vorjahren

15

0

0

0 0 0 0 0 0

0 0 0

5.887.247

5.887.247

0

0

davon:

(2022)

voraussichtlicher 

Stand am 31.12. 

Vorjahr 

voraussichtlicher 

Stand am 31.12.  

HHJahr 

voraussichtlicher 

Stand am 31.12. 

HHJahr 

0 0 0

(2019) (2020) (2021)

0

0

63.372.542

23.307.815

7.507.877

0
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2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 ff.

2021 0 0 0 0 0 0 0

2022 0 0 0 0 0 0 0

Summe: 0 0 0 0 0 0 0

nachrichtlich:

im Finanzplan vorgesehene 

Kreditaufnahmen:

0 0 0 0 0 0 0

Verpflichtungsermächtigungen im 

Haushaltsplan des Jahres: 
1)

EUR

1)
 In Spalte 1 sind das Haushaltsjahr und alle früheren Jahre aufzuführen, in denen Verpflichtungsermächtigungen veranschlagt waren, aus deren Inanspruchnahme noch Auszahlungen in 

den kommenden Jahren fällig werden.

davon voraussichtlich fällige Auszahlungen
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1.

2.

3.

4.

5.

6. 

7.

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

Verschuldung der rechtlich unselbstständigen und 

selbstständigen Einrichtungen und Unternehmen 

(Eigenbetrieb, unmittelbare und mittelbare 

Eigengesellschaften) der Gemeinde (ohne Schulden, die bei 

der Gemeinde bestehen)

6.856.775 5.779.887 6.048.472

2.343.676

0 0

1.850.067

1.300.067 1.008.277 0 0

779.591 298.199 550.000 550.000 0 0

0

0

0

0

Übersicht über den voraussichtlichen Stand der Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen und der ihnen wirtschaftlich gleichkommenden 

Rechtsgeschäfte sowie der Verpflichtung aus Bürgschaften, Gewährverträgen und der ihnen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäfte  

Umschuldungen 

im Haushaltsjahr

2022

EUR

0

Umschuldungen 

im Haushaltsjahr

0

0

2021

0

0

0

2020 2021 2021

0

Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährverträgen und 

diesen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften

Summe der Verbindlichkeiten nach Nummern 1 bis 5

Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten

Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften und 

Vorgängen, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen 

(nur Hypotheken-, Grund- und Rentenschulden sowie 

Restkaufgelder und Finanzierungsleasing)

0 0 0

0

0

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 2.418.095 2.045.477

0

3.197.686

0 0

6.666.972

Summe der Verbindlichkeiten nach Nummern 1 bis 6 10.054.461 8.123.563 7.898.539 8.225.249 0 0

2022

0

voraussichtlicher 

Stand zum Ende 

des HJ

Stand zu Beginn 

des Vorjahres

00Wertpapierschulden

0

Art der Verbindlichkeiten

voraussichtlicher 

Stand zu Beginn 

des HJ

0 0

voraussichtlicher 

Stand zum Ende 

des HJ

1.558.277

0
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0

0

10.346.454

Euro

0

0

0

0

1.950.000

Art der Rückstellungen

Stand zum                                      

1. Januar 2020

voraussichtlicher 

Stand zum 

1. Januar 2021

voraussichtlicher 

Stand zum 

31. Dezember 2021

5.202 19.013

voraussichtlicher 

Stand zum 

31. Dezember 2022

4

30.733

0

8.365.721

36.863

1 2 3 4

Rückstellungen für Entgeltzahlungen für Zeiten der Freistellung von der Arbeit im Rahmen von Altersteilzeit

Rückstellungen für Sanierung von Altlasten und sonstige Umweltschutzmaßnahmen 8.365.721 8.365.721 8.365.721

Rückstellungen für Rekultivierung und Nachsorge von Deponien 0 0 0

Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aufgrund von Steuerschuldverhältnissen 0 0 0

Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aus der steuerkraftabhängigen Umlage nach § 25a SächsFAG 0 0 0

Rückstellungen für unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung im Haushaltsjahr 0 0 0

Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichts- und Verwaltungsverfahren sowie aus Bürgschaften, 

Gewährverträgen und wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften
0 0 0

Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften und aus laufenden Verfahren 0 0 0

Rückstellungen für sonstige vertragliche oder gesetzliche Verpflichtungen zur Gegenleistung gegenüber Dritten, die im 

laufenden Haushaltsjahr wirtschaftlich begründet wurden und die der Höhe nach noch nicht genau bekannt sind, sofern sie 

erheblich sind

2.005.677 1.990.000 1.950.000

Gesamtsumme 10.376.600 10.374.734 10.352.584

Sonstige Rückstellungen 0 0 0
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Übersicht über den voraussichtlichen Stand der Rücklagen 
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voraussichtlicher 

Stand zum    

31.12.2022

TEUR
5

5.887.247

7.507.877

0

14.454.343

6.946.466

7.507.877

0

0

5.294.893 6.932.563

voraussichtlicher 

Stand zum                               

1.Januar des        

Vorjahres

voraussichtlicher 

Stand zum            

1.Januar des     

Haushaltsjahres

Art der Rücklagen

voraussichtlicher 

Stand zum    

31.12.2021

41 2 3

Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses

0 0

Rücklage aus Überschüssen des Sonderergebnisses

Rücklage aus nicht ertragswirksam aufzulösenden Zuwendungen

6.539.816 6.946.466

0 0zweckgebundene und sonstige Rücklagen

Gesamtsumme 11.834.709 13.879.029

0

13.395.124
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10.4  Wirtschaftsplan Servicegesellschaft Spreequellen mbH

10.1  Übersicht Beteiligungen der Stadt Ebersbach-Neugersdorf

10.2 Wirtschaftsplan Ebersbacher Wohnungsunternehmen GmbH

10.3 Wirtschaftsplan Stadtwerke Oberland GmbH

10.   Übersicht über die Wirtschaftslage und die 

voraussichtliche Entwicklung der Unternehmen

10.5 Wirtschaftsplan Eigenbetrieb Abwasser "Spreequellen"



Stadt Ebersbach-Neugersdorf

Übersicht über die unmittelbaren Beteiligungen der Stadt Ebersbach-Neugersdorf

2016           460.000,00 €      460.000,00 € 100,00% / / /
2017           460.000,00 €      460.000,00 € 5,10% / / /
2018           460.000,00 €      460.000,00 € 5,10% / / /
2019           460.000,00 €      460.000,00 € 5,10% / / /
2020           460.000,00 €      460.000,00 € 5,10% / / /
2016             25.564,59 €        25.564,59 € 100,00% / / /
2017             25.564,59 €        25.564,59 € 100,00% / / /
2018             25.564,59 €        25.564,59 € 100,00% / / /
2019             25.564,59 €        25.564,59 € 100,00% / / /
2020             25.564,59 €        25.564,59 € 100,00% / / /

2015/2016      20.144.184,00 €      429.014,00 € 2,13% / / /
2016/2017      20.144.184,00 €      429.014,00 € 2,13% / / /
2017/2018      20.144.184,00 €      429.014,00 € 2,13% / / /
2018/2019      20.144.184,00 €      429.014,00 € 2,13% / / /
2019/2020      20.144.184,00 €      429.014,00 € 2,13% / / /

2016     105.221.170,00 €      263.052,93 € 0,25% / / /
2017     105.221.170,00 €      263.052,93 € 0,25% / / /
2018     105.221.170,00 €      263.052,93 € 0,25% / / /
2019     105.221.170,00 €      263.052,93 € 0,25% / / /
2020     105.221.170,00 €      263.052,93 € 0,25% / / /
2016           770.000,00 €          7.700,00 € 1,00% / / /
2017           770.000,00 €          7.700,00 € 1,00% / / /
2018           770.000,00 €          7.700,00 € 1,00% / / /
2019           770.000,00 €          7.700,00 € 1,00% / / /
2020           770.000,00 €          7.700,00 € 1,00% / / /

Haushalsplan 2021/2022

SOWAG GmbH

Verlustabdeckung 
sonstige Zuschüsse 
aus dem Haushalt 

der Stadt

Bürgschaften 
sonst. Gewährleis-
tungen der Stadt

Sonstige gewährte 
Vergünstigungen

Berichts-
jahr StadtanteilBeteiligungsunternehmen

Stadtwerke Oberland GmbH (SWO)

Ebersbacher Wohnungsunternehmen 
GmbH (EWU)

Kommunale Beteiligungsgesellschaft mbH 
(KBO)

ENSO Energie Sachsen Ost AG

Haftungs-/ 
Stammkapital

Stammeinlage 
(Stadtanteil)
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